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Liebe Leser_innen!

Editorial

Die ÖH-Wahl ist geschlagen, die letzten Prüfungen stehen an 
und die Nächte werden immer kürzer – der Sommer steht defi-
nitiv vor der Tür. Damit endet auch die aktuelle ÖH-Exekutiv-
periode und für uns wird es Zeit, sich von euch zu verabschie-
den. Vielleicht für immer. In dem Moment, in dem diese Zeilen 
geschrieben werden, steht noch nicht fest, welche Koalition 
die nächsten Jahre die Geschicke der ÖH-Bundesvertretung 
lenken wird. Noch viel weniger sicher ist, was mit dem progress 
passiert. Der aktuelle Druckvertrag ist jedenfalls gekündigt 
– ob es nach dieser Ausgabe also nochmal eine Printausgabe 
geben wird, darf bezweifelt werden. Möglich wäre, dass das 
progress ein ähnliches Schicksal erleidet wie das Unabhängige 
Tutoriumsprojekt (siehe S. 6) und es auf dem Altar der service-
orientierten ÖH geopfert wird. Um es nicht beim Jammern zu 
belassen, haben wir uns um Alternativen umgesehen und unser 
Dossier dem Kommunismus gewidmet. Ein Dossier, bei dem üb-
rigens Cis-Männer nicht mitschreiben durften, weil von ihnen 
schon oft genug etwas zum Thema gesagt wurde. 

Wir wünschen euch eine gute Lektüre und – trotz alledem – 
einen schönen Sommer. Wir sehen uns dann auf der anderen 
Seite!

Eure progress-Redaktion

Ausgabe: 03/2017

Auflage: 60.000 Stück

Erscheinungsmonat: Juni

Medieninhaberin: Österreichische Hochschüler_innenschaft, 

Taubstummengasse 7–9, 1040 Wien

Kontakt für Abo-Fragen: progress-online.at/seiten/abo-auswahl 

(Wir bearbeiten keine Abo-Anfragen über den allgemeinen Kontakt!)

Kontakt Redaktion: progress@oeh.ac.at

Redaktion: Joël Adami, Carina Brestian, Carmela Migliozzi und 

Florian Wagner

Autor_innen dieser Ausgabe: Joël Adami, Sabine Bergler, 

Carina Brestian, Lisa Edelbacher, Anne Marie Faisst, Livio Hoch, 

Dragana Komunizam, Katja Krüger-Schöller, Marie Luise Lehner, 

Charlotte Madden, Johannes Mayerhofer, Carmela Migliozzi,  

Christina Müller, Clara Porak, Johannes Pucher, Miriam Raskova, 

Nikolai Schreiter, Franziska Schwarz, Eva Wackenreuther,  

Florian Wagner, Lucilio Zwerk

Cover: Sarah Langoth

Lektorat: Karin Lederer, Marlies Weissinger

Layout: T. Jenni, J. Kolda

Grundlayout: R. Radschopf, E. Riedmann

Impressum

Bildung

06 Abhängiges Tutoriumsprojekt
	 Eines der letzten selbstverwalteten studentischen 

Großprojekte wurde abgeschafft. Ein Nachruf.
08 Reden wir Tacheles: Claude 

Lanzmann
	 Wie der Filmclub Tacheles Claude Lanzmann ins 

Audimax bekommen hat.
09 Eigentumswohnungen
	 Erstaunlich viele Studierende sind gar nicht arm 

und müssen dank Eigentumswohnung keine Miete 
zahlen.

10	 Kann Schule soziale Ungleichheit 
verringern?

	 Über Schulkultur, Standardisierung und die Flucht 
des Mittelstandes.

12 	Das zentrale Element ist die 
Beziehung.

	 Wie Pat_innenschaften das Leben junger Refugees 
und Studierender verändern. 

04 Fad, aber wichtig.
	 Wie ist diese komische ÖH-Wahl eigentlich ausge-

gangen und was passiert jetzt?

Feuilleton

Dossier

14 Rave und Religion
	 Welche Gemeinsamkeiten haben Technokultur und 

Religion?
15 	Es muss ein Umdenken stattfinden
	 Was sich in der IEU ändern muss, damit Griechen-

land eine Chance hat.
16 Rezensionen
	 Sex, Krankenakten, Star Wars, Beißreflexe und 

Musik.
18 Scharfschützin
	 Über die gefürchtetste Frau des Zweiten 

Weltkrieges.

	 Bildung: Sarah Langoth
	 Feuilleton: Lisbeth Kovacic
	Wissens chaft: Johanna Rauch

	 Wir bedanken uns bei den drei Fotografinnen für 
die kontinuierliche gute Zusammenarbeit in den 
letzten Jahren. ♥

	 Illustrationen im Dossier: Veronika 
Lambertucci

	 Collagen zu machen bedeutet für mich eine neue 
Welt zu entdecken – eine Welt voll von Wundern, 
in der alles möglich ist. Die Energie meiner Bilder 
entsteht durch einen spielerischen Arbeitsprozess, 
der mir die Freiheit zum Experimentieren bietet 
und mich verschiedene Blickwinkel einnehmen 
lässt.

	 Bei der Auseinandersetzung mit dem Thema 
Kommunismus wählte ich bestimmte Elemente der 
Vergangenheit, die wie eine Art Erinnerung funk-
tionieren. In Kombination mit stilisierten Hand-
zeichnungen verbinden sich diese Bilder zu einer 
neuen visuellen Einheit, die auf die Aktualität des 
Themas hinweist aber trotzdem genügend Raum 
für die Teilnahme des Betrachters bietet.

26 ABC des Kommunismus 
	 Von A wie Abstrakte Arbeit bis V wie Verkürzte 

Kritik.
28 Antifa meets communism: (not) a 

lovestory
	 Über die schwierige Beziehung zwischen anti

faschistischer Arbeit und kommunistischem 
Anspruch. 

29 Armut abschaffen, nicht 
anerkennen 

	 Zur Problematik des Klassismus-Begriffs.
30 Jüdische Genosinnen
	 Paradies auf Erden und antisemitische 

Schauprozesse.
31 	Katzen, Weltraum, Kommunismus
	 Kommunistische Internetmemes liegen 2017 im 

Trend.

Wissenschaft

20 „Wer Arbeit kennt und sich nicht 
drückt, der ist verrückt“

	 Arbeit ist immer mit Zwang verbunden. Woher 
kommt das eigentlich?

22 Rezensionen
	 Putin, AfD, FPÖ, Anti-Genderismus, Kritische Theo-

rie und Tanz.
24 Portugal surreal
	 Eine linke Regierung, die tatsächlich ihr Programm 

umsetzt? In Portugal ist das Realität.



4

PROGRESS 03/17 | Service

Koalitionspoker

Bis zum Redaktionsschluss dieser 
Ausgabe gab es noch keine Verlautba-
rungen über eine eventuelle Koalition 
oder über laufende Gespräche. Tra-
ditionell sind die Koalitionsverhand-
lungen für die ÖH-Bundesvertretung 
allerdings aber auch nichts, worüber 
in der Öffentlichkeit viel geredet wird. 
Die bisherige „linke Koalition“ aus 
GRAS, VSStÖ, FLÖ und FEST wird 
nicht mehr zustande kommen, da die 
FEST nicht mehr angetreten ist. Rein 
rechnerisch kommt eine Koalition 
zwischen GRAS, VSStÖ und FLÖ auf 
29 von 55 Mandaten in der Bundesver-
tretung und hätte somit eine knappe 
Mehrheit. Am Wahlabend war diese 
Konstellation der Favorit der drei 
Fraktionen. Ebenfalls denkbar wären 
AG, VSStÖ und FLÖ (35 Sitze) oder 
AG, FLÖ und JUNOS (30 Sitze), wobei 
all diese Möglichkeiten große ideolo-
gische Gräben zu überwinden hätten. 
Allerdings: Bei der Abschaffung des 
Unabhängigen Tutoriumsprojektes 
(siehe S. 6) haben AG, VSStÖ und FLÖ 
schon zusammengearbeitet – gerüch-
teweise stand diese Koalition auch 
schon 2015 kurz davor, spruchreif zu 
werden.

Wahlergebnisse

Spaltungen, Skandale und De-facto-
Koalitionsbrüche – selten war die 
ÖH-Wahl im Vorfeld so spannend wie 
dieses Jahr. Und tatsächlich bot das 
Endergebnis auf Ebene der Bundesver-
tretung einige Überraschungen: Die 
Aktionsgemeinschaft (AG) wurde mit 
26,39 Prozent (2015: 26,74 Prozent) 
wieder stärkste Fraktion, verliert 
jedoch ein Mandat und steht jetzt bei 
15. Großer Gewinner ist der Verband 
Sozialistischer Student_innen in 
Österreich (VSStÖ), der 20,54 Prozent 
(2015: 14,95 Prozent) der Stimmen er-
reicht und von acht auf zwölf Mandate 
zulegt. Die GRAS verliert fast fünf Pro-
zentpunkte und kommt nur noch auf 
15,62 Prozent, von den zwölf Manda-
ten sind nur noch neun übrig. FLÖ und 
JUNOS konnten jeweils leicht dazu-
gewinnen, was beiden Fraktionen ein 
zusätzliches Mandat einbrachte: FLÖ 
haben nun acht, JUNOS sieben Man-
datar_innen in der Bundesvertretung. 
KSV-lili, KSV-KJÖ sowie die Spaßfrak-
tionen RFS und No Ma’am kommen auf 
jeweils ein Mandat. Die FEST, die Teil 
der aktuellen „linken Koalition“ war, 
trat nicht mehr bundesweit an. 

Wahlbeteiligung

ÖH-Wahl 2017

Auch 2017 vermeldete die ÖH-Wahl 
einen Negativrekord: Die Wahlbeteili-
gung lag bundesweit bei nur 24,48 Pro-
zent, 2015 sind es noch 25,9 gewesen. 
Auch in absoluten Zahlen sieht das Re-
sultat wenig rosig aus: Sind 2015 noch 
84.076 Studierende an die Wahlurnen 
geschritten, so taten dies heuer nur 
81.045. Auch im Vergleich mit ähnli-
chen gesetzlichen Vertretungen steht 
die ÖH-Bundesvertretung eher schlecht 
da. Bei der Wahl zur Arbeiterkammer 
2014 lag die Wahlbeteiligung bei 38,58 
Prozent. Die ÖH-Wahlbeteiligung 
schwankt aber je nach Hochschulstand-

ort enorm. Am niedrigsten war sie auf 
BV-Ebene an der Danube Private Uni-
versity in Krems. An der medizinischen 
Privatuni haben lediglich 0,3 Prozent 
der wahlberechtigten Studierenden 
ihre Stimme abgegeben. Grundsätzlich 
ist zu beobachten, dass kleine Hoch-
schulstandorte wie FHs und Privatu-
niversitäten sich mit der ÖH-Wahl am 
schwersten tun, während die Wahlbe-
teiligung an alteingesessenen Univer-
sitäten weitaus höher ist. Den Rekord 
hält die Montanuniversität in Leoben, 
wo ganze 51,95 Prozent der Wahlbe-
rechtigten ihre Stimme abgaben. 

Wie viel kostet ein Mandat?

Die verschiedenen ÖH-Fraktionen sind mit sehr unterschiedlich hohen Budgets 
in den Wahlkampf gestartet. Während die FLÖ für ihren Bundeswahlkampf nur 
1.000 Euro veranschlagte, gab der VSStÖ 64.000 Euro dafür aus. An zweiter 
Stelle stehen die JUNOS, die ganze 55.000 Euro für Flyer, Plakate und Goodies 
ausgaben. Das teuerste Mandat war jenes des RFS, der mit 10.000 Euro Budget 
nur einen einzigen Sitz in der Bundesvertretung erringen konnte. Am günstigs-
ten kamen die acht Sitze der FLÖ, die jeweils nur 125 Euro kosteten – wobei die 
einzelnen Hochschulgruppen der FLÖ eigene Wahlkampfbudgets haben, deren 
Wirkung natürlich in das Bundesergebnis „überschwappt“. Durchschnittlich 
kostet ein Mandat in der Bundesvertretung rund 5.000 Euro. Erstaunlich ist 
jedoch, dass die Mandate von AG, GRAS und KSV-lili jeweils ziemlich exakt 
2.500 Euro pro Sitz gekostet haben. Die Zahlen zeigen, dass ein hohes Wahl-
kampfbudget sicherlich nicht hinderlich ist, jedoch bei weitem nicht der einzige 
Faktor, der zum Wahlerfolg beiträgt.
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Erste Oktoberwoche, 18. Wiener Ge-
meindebezirk, Türkenschanzpark. Auf 
einer Wiese stehen aufgeregte BOKU-
Erstsemestrige in kleinen Gruppen. 
Sie werden bald Kennenlernspiele 
machen, ihren Campus erkunden und 
Tipps und Tricks für den Unialltag mit 
auf den Weg bekommen. Dazu gehö-
ren zum Beispiel auch Hinweise, wie 
sich Lerngruppen organisieren lassen 
oder für welche Fächer besonders viel 
gelernt werden muss. An den meisten 
Hochschulen in Österreich spielen sich 
zu Semesterbeginn ähnliche Szenen 
ab: Es handelt sich um das Erstsemest-
rigentutorium. Die Tutor_innen sind 
Studierende in höheren Semestern, die 
alle ein spezielles Seminar absolviert 
haben. Dort haben sie gelernt, wie 
sich Gruppen motivieren lassen, wie 
Teambuilding funktioniert und wie 
sie Erstsemestrige am besten an das 
Hochschulleben heranführen können. 
Finanziert werden diese Seminare, in 
denen Tutor_innen ausgebildet werden, 
vom Unabhängigen Tutoriumsprojekt 
(TutPro) der ÖH-Bundesvertretung. 
Doch im Tutoriumsprojekt wird sich 
nach einem Beschluss auf einer Sitzung 
der Bundesvertretung Mitte Mai vieles 
ändern – das Tutoriumsprojekt wird 
eine komplett neue Struktur bekom-
men und fürchtet deswegen vor allem 
um seine Unabhängigkeit.

Anders als die meisten Projekte der 
ÖH-Bundesvertretung werden Tuto-
rien und Trainer_innenausbildungen 
des TutPro überwiegend nicht aus den 

Mitgliedsbeiträgen der Studierenden, 
sondern zu drei Viertel vom Bundesmi-
nisterium für Wissenschaft, Forschung 
und Wirtschaft (bmwfw) bezahlt. Die 
Erstsemestrigentutorien stellen den 
Löwenanteil der finanzierten Tutorien 
dar: Rund 90 Prozent der Tutorien 
dienen Neulingen an den Hochschulen 
zur Orientierung. Besonders wichtig 
ist dies für Studierende, deren Eltern 
und Familie keinen akademischen 
Background haben: Arbeiter_innenkin-
der haben es besonders in der ersten 
Zeit schwer an Unis und Hochschu-
len. Manchmal gibt es eine sehr enge 
Zusammenarbeit mit den jeweiligen 
Studienvertretungen, Universitätsver-
tretungen, Fakultäten oder ganzen 
Hochschulen. Grundsätzlich findet die 
Organisation aber in selbstverwalteten 
Gruppen statt, den sogenannten Pro-
jektgruppen. Neben den Erstsemestri-
gentutorien finanziert das TutPro auch 
sogenannte „Thementutorien“. Diese 
richten sich auch an höhersemestrige 
Studierende und befassen sich meistens 
mit Diskriminierungsformen und Mög-
lichkeiten, diesen entgegenzutreten. 
So gab es zum Beispiel immer wieder 
Tutorien zum Thema Geschlecht, 
HomoBiTrans-Tutorien, solche für aus-
ländische Studierende und in diesem 
Studienjahr auch erstmals ein Tutori-
um, das sich mit Alter als Diskriminie-
rungsfaktor auseinandersetzte. „Bei 
den Thementutorien, die ich trainiert 
habe, ging es vor allem um Self-Empo-
werment. Teilgenommen haben meist 
Menschen, die sich mit dem Thema 

schon auf irgendeine Art und Weise 
auseinandergesetzt haben. Natürlich 
hatten trotzdem alle unterschiedli-
che Erfahrungen und Wissensstände, 
was durchaus eine Herausforderung 
war“, erzählt Sarah Kanawin, die seit 
2006 Tutorien anbietet und mittler-
weile Trainerin ist, also Tutor_innen 
ausbildet.

SELBSTORGANISIERT. Mit den 
klassischen Tutorien, die innerhalb der 
Universität zur Vertiefung einzelner 
Fächer eingesetzt werden, haben aber 
weder Erstsemestrigen- noch Themen-
tutorien etwas zu tun. Die Anfänge des 
TutPro liegen in den 1970er Jahren. Im 
Zuge der Studierendenbewegung lern-
ten Studierende an technischen Univer-
sitäten in selbstverwalteten Gruppen. 
Aus dieser Bewegung entwickelten sich 
dann die ersten Erstsemestrigentutori-
en und das TutPro. Wichtigster Gedan-
ke war damals die Emanzipation von 
der Hochschule und von Lehrplänen als 
„allwissende“ Instanzen, hin zu einer 
Selbstermächtigung und  -organisati-
on. Statt von einer einzigen Autorität 
sollten die Studierenden auch von- und 
miteinander lernen, was besonders 
beim Infragestellen von Diskriminie-
rungsstrukturen ein entscheidender 
Faktor ist. Auch die Selbstorganisation 
war dem TutPro immer schon wichtig 
– engagierte Studierende sollten die 
Tutorien selbst organisieren und dies 
nicht Fakultäten und Hochschulen 
überlassen. Im TutPro werden also 
seit über 40 Jahren jene Fähigkeiten 

vermittelt, die heute unter dem Begriff 
Soft Skills Hochkonjunktur haben und 
mittlerweile auch in Studienpläne 
Einzug gefunden haben. Die Idee da-
hinter ist jedoch nicht der neoliberale 
Geist der Selbstoptimierung, der das 
Sammeln von möglichst vielen Skills 
beinhaltet, sondern das solidarische 
Vermitteln von Fähigkeiten, die den 
Universitätsalltag erleichtern.

KOMPLEXE STRUKTUR. Dieser 
emanzipatorische Grundgedanke 
erklärt auch, dass das TutPro im Lauf 
der Jahre eine relativ komplexe Struk-
tur entwickelt hat, die dazu beitragen 
soll, dass einerseits die Unabhängig-
keit von Hochschul-, Partei- und Frak-
tionsinteressen gewahrt bleibt und 
andererseits möglichst viele Menschen 
sich an dem Projekt beteiligen können. 
Die Verankerung innerhalb der ÖH-
Bundesvertretung entstand Ende der 
90er Jahre, als die Hochschulen ge-
setzlich verpflichtet wurden, die Drop-
out-Raten zu senken. Gemeinsam mit 
der Bundesvertretung und dem TutPro 
wurde sich auf ein dreisäuliges Modell 
geeinigt, das gemeinsame Finanzie-
rung durch ÖH und Ministerium sowie 
die Unabhängigkeit des TutPro bein-
haltete. Bei Änderungen der Verträge 
sollten stets alle drei Partner_innen 
zustimmen. Die kleinste Einheit der 
„partizipationsorientierten Organi-
sationsstruktur“ des TutPro sind die 
Projektgruppen. Weil jedes Thema, 
jede Hochschule und oft auch jedes In-
stitut eigene Anforderungen hat, gibt 

Abhängiges  
Tutoriumsprojekt

Das Unabhängige Tutoriumsprojekt steht vor dem Aus. An seine Stelle 
tritt ein System, das von den ÖH-Fraktionen kontrolliert wird.
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es autonome Projektgruppen, die die 
jeweiligen Tutorien organisieren, zum 
Beispiel ein Erstsemestrigentutorium 
an der Uni Klagenfurt oder ein The-
mentutorium zum Thema Rassismus 
einer Projektgruppe in Wien. In Wien 
und Graz existieren Regionalkreise, 
die den Tutor_innen in diesen Städten 
Raum bieten, sich auszutauschen und 
zu vernetzen. Außerdem organisieren 
die Regionalkreise Workshops zur Pro-
jekteinreichung und sorgen so dafür, 
dass die Eintrittsschwelle für neue 
Projektgruppen möglichst niedrig 
bleibt.

Strukturelle Entscheidungen werden 
auf sogenannten Koordinationstreffen 
getroffen. Dreimal im Jahr fahren 
Menschen aus Projektgruppen auf 
diese Treffen, auf denen konsensori-
entiert über Themen wie Grundsätze, 
Richtlinien für Tutorien und Verhand-
lungen, aber auch über finanzielle 
Fragen wie Trainer_innenhonorare 
und Sätze für Übernachtungskosten 
diskutiert wird. Wie in fast jeder ba-
sisdemokratischen Gruppe gab es auch 
im TutPro immer wieder Diskussionen 
und Kritik wegen informeller Hierar-
chien. Mittels verschiedenster Ansätze 
wurde versucht, diese so weit wie 
möglich zu beseitigen. „Das TutPro 
war nie ein rein linkes Projekt, für vie-
le Beteiligte war es die erste politische 
Erfahrung. Natürlich haben dadurch 
Prozesse oft lange gedauert, aber es 
wurde immer versucht, einen Konsens 
zu finden. Dieser Prozess war wichtig 

für viele“, erklärt Sarah Kanawin. Alle 
administrativen Aufgaben erledigt die 
Zentralkoordination, die über ein Büro 
in den Räumlichkeiten der ÖH-Bun-
desvertretung in der Wiener Taub-
stummengasse verfügt. Die Mitglieder 
der Zentralkoordination sind Sachbe-
arbeiter_innen der ÖH-BV und werden 
vom Koordinationstreffen bestimmt. 
Doch mit dieser selbstverwalteten 
Struktur wird nun Schluss sein.

AUSSCHUSS STATT PLENUM. 
Kurz vor der letzten ÖH-Wahl beschloss 
die Bundesvertretung mit den Stimmen 
von FLÖ, VSStÖ, RFS und AG einen 
Antrag, der die Struktur des TutPros 
komplett neu regelt. An die Stelle der 
Sachbearbeiter_innen der Zentralko-
ordination tritt eine festangestellte 
Person, die administrative Aufgaben 
übernehmen soll. Die Entscheidun-
gen, die auf dem Koordinationstreffen 
getroffen wurden, werden künftig von 
einem Ausschuss der ÖH-BV übernom-
men. Dieser besteht aus elf Personen, 
die von den Fraktionen gemäß Wahl-
ergebnis entsendet werden. Einzig 
die Fachschaftslisten haben noch im 
Wahlkampf Stellung zu dieser Ände-
rung genommen. Sie argumentieren 
vor allem damit, dass die administ-
rativen Aufgaben so besser erledigt 
werden könnten und dass Anträge 
künftig nach klareren Richtlinien 
entschieden würden. Insgesamt wird 
dem TutPro Willkür vorgeworfen, so 
seien Menschen von Koordinations-
treffen weggeschickt worden. Das 

TutPro hat in einer ausführlichen 
Stellungnahme auf die Argumente 
der FLÖ geantwortet und beruft sich 
auf die geltenden Richtlinien, die klar 
und transparent seien. Somit seien 
Menschen, die sich in ÖH-Fraktionen 
engagieren, bei Entscheidungen, die 
sie als fraktionierte Menschen betref-
fen, nicht stimmberechtigt, dies sei 
aber klar kommuniziert gewesen. Über 
Jahre waren fraktionierte Tutor_innen 
immer wieder ein Streitpunkt. Das 
Erstsemestrigentutorium bietet sich für 
ÖH-Fraktionen natürlich an, um gleich 
in der ersten Uniwoche Rekrutierungs- 
und Agitationsversuche zu starten. „Es 
gab auch immer wieder Versuche, das 
TutPro politisch zu instrumentalisie-
ren, ob positiv oder negativ. Meistens 
war den Fraktionen das TutPro aber 
egal, wenn nicht gerade Wahlzeit war“, 
so Gerda Kolb, die ihre Karriere als 
hauptberufliche Trainerin im TutPro 
begonnen hat und Ende der 90er Teil 
der Zentralkoordination war. Durften 
bisher nur 20 Prozent der Tutor_innen 
einer Fraktion angehören, so wird die-
ser Anteil nun auf 50 Prozent erhöht. 
Bemerkenswert ist dabei, dass gerade 
jene Fraktion, die sich im Wahlkampf 
für eine „offene ÖH“ und gegen ein 
„Freunderlwirtschaftssystem“, bei 
dem Posten vor allem an fraktionierte 
Personen verteilt werden, ausspricht, 
die offene Struktur des TutPro beendet. 
Der neue TutPro-Vertrag, in dem ÖH 
und Ministerium die Finanzierung und 
Struktur des TutPro festlegen, wurde 
angeblich gemeinsam von FLÖ und 

AG im Vorfeld verhandelt. Die Trai-
ner_innen wissen aktuell nicht, wie 
es weitergehen wird – für viele sind 
TutPro-Seminare eine Einnahmequelle. 
„Von Seiten der BV gab es null Kommu-
nikation“, beklagt Gerda Kolb.

In dem Konflikt um das TutPro sind 
zwei Philosophien aufeinanderge-
troffen. Die emanzipatorische, offene 
Struktur, deren basisdemokratische 
Entscheidungen längere Zeit in 
Anspruch nehmen und das vor allem 
durch das Engagement vieler Freiwil-
liger lebte auf der einen Seite, das ser-
viceorientierte, an Fraktionsinteressen 
gebundene Finanzierungsinstrument 
für Erstsemestrigentutorien auf der 
anderen Seite.

„Das wirkliche Potential des Projektes 
lag für mich darin, Menschen mit Dis-
kriminierungsstrukturen vertraut zu 
machen, die zum ersten Mal davon hö-
ren, und zu sehen, dass ein Reflexions-
prozess beginnt“, sagt Sarah Kanawin. 
Ob die emanzipatorischen Grundsätze 
des TutPro auch zukünftig an kom-
mende Tutor_innen-Generationen und 
damit auch Erstsemestrige weiterge-
geben werden, bleibt zu bezweifeln. 
Zu befürchten ist, dass die Fraktionen 
nun verstärkt Einfluss auf Tutorien 
und Tutlinge nehmen werden.

Joël Adami studiert Umwelt- und Biores-
sourcenmanagement an der Universität 
für Bodenkultur Wien.

Foto: Sarah Langoth
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Seit dem Sommersemester 2017 gibt es den Film-
club Tacheles an der Universität Wien. Bei einer 
Veranstaltungsreihe dieses Semester zeigte man 
Lanzmanns Israel-Trilogie. Höhepunkt war ein Vor-
trag von Claude Lanzmann selbst im vollbesetzten 
Audimax.

Lanzmann – ein polarisierender Charakter, einer-
seits bekannt durch seine Filme, andererseits durch 
seine schriftstellerischen Tätigkeiten, vor allem als 
Herausgeber von Les Temps Modernes, zusammen 
mit Jean-Paul Sartre und Simone de Beauvoir. Wie 
kam es nun dazu, dass Lanzmann einen Vortrag im 
Wiener Audimax hielt? „Die Mutter eines Filmclub-
Mitglieds hat den Vorschlag gebracht, was zunächst 
belächelt wurde. Ein Telefonat und eine E-Mail 
später hatten wir dann seine Einwilligung, was uns 
sehr verblüfft hat. Von diesem Zeitpunkt an war es 
für uns von höchster Wichtigkeit, dem Regisseur 
selbst Raum zu geben, sich zu seinen Filmen zu 
äußern“, erklärt ein Mitglied des Filmclubs.

Der Filmclub Tacheles ist eine Initiative von antifa-
schistischen Student_innen verschiedener geistes- 
und kulturwissenschaftlicher Disziplinen, die Filme 
zu den Themen Judentum, Israel und Antisemitis-
mus zeigen wollen. Primäre Intention zur Gründung 
war der Wunsch, Lanzmanns Hauptwerk vorzu-
führen. „Die meisten Studis wissen um die Filme, 
aber finden nie die passende Gelegenheit, sich diese 
anzuschauen“, meint eine Aktivistin des Filmclubs. 
Gezeigt wurde die Israel-Trilogie: Diese umfasst 
Pourquoi Israël, in dem es um die ersten Jahre des 
Staates Israel geht; Shoah, Lanzmanns wohl bekann-
testes, 9½-stündiges Meisterwerk; und Tsahal, der 
um das israelische Heer zentriert ist. Insgesamt sind 
das 18 Stunden und 41 Minuten, die dieses Semester 
an vier Nachmittagen an der Universität Wien über 

die Leinwand liefen, wobei Shoah in zwei Etappen 
zu je zirka fünf Stunden gezeigt wurde. 

Lanzmanns Filme sind voller Interviews und ver-
mitteln authentische Eindrücke von Zeitzeug_innen 
in den 1970ern. Es fühlt sich zynisch an, in diesem 
Kontext den Begriff authentisch zu verwenden 
– Lanzmanns Werk ist zweifelsohne echt, reale 
Abbilder des Unvorstellbaren beziehungsweise Un-
zeigbaren. Shoah gilt bis heute als die erfolgreichste, 
umfassendste und auch erfassendste filmische Aus-
einandersetzung mit dem Genozid an den Jüdinnen 
und Juden im zwanzigsten Jahrhundert. Es wäre 
nicht möglich, seine Filme an dieser Stelle aus-
reichend zu beschreiben – um zu verstehen, muss 
man sehen. „Was fundamental ist, lässt sich nicht 
zerteilen. Kein Warum, aber auch keine Antwort da-
rauf, warum das Warum zurückgewiesen wird – aus 
Angst, dieser Obszönität zu verfallen“, so Lanzmann 
im Vorwort zum 2011 erschienenen Buch zu Shoah.

An einem Freitagabend im März füllte sich also 
das Audimax der Hauptuniversität mit Studieren-
den und Interessierten jeden Alters. Spannung 
lag in der Luft, als der 91-jährige Lanzmann den 
Saal betrat, gestützt auf einen Gehstock, begleitet 
von einer grandiosen Dolmetscherin. Lanzmann 
ist Franzose, und trotz seiner Deutschkenntnisse 
bevorzugt er seine Muttersprache – bewunderns-
wert ist die Dolmetscherin, da Lanzmann keine 
Rücksicht nimmt. Man merkt, er hat schon oft diese 
Episoden aus seinem Leben erzählt, der Vortrag ist 
also ein Zuhören und Warten, ein Hin und Her zwi-
schen jeweils 15 Minuten Französisch und Deutsch. 
Lanzmann erzählt von seinen Erfahrungen mit dem 
israelischen Militär, rund um den Dreh von Tsahal, 
von seinem neuen Film Vier Schwestern, der noch 
immer vom Material von Shoah zehrt. Auch über 

den Entstehungsprozess rund um seinen Film und 
einzelne Episoden mit seinen Interviewpartne-
rInnen wird gesprochen. Er verweist oft auf seine 
2010 erschienene Autobiografie Der Patagonische 
Hase, in welcher er ebenso episodisch wie bei der 
Lecture im Audimax aus seinem Leben erzählt. Wer 
also mehr über die Entstehungsgeschichte seiner 
Werke erfahren möchte, ist mit seiner Autobiogra-
fie gut beraten. Darin führt er auch aus, dass er 
DolmetscherInnen gewohnt sei, die einen Lauf von 
einer halben Stunde Länge mit Notizen überset-
zen können, was seine fordernde Erzählweise im 
Audimax erklärt. Lanzmann als Popstar unter den 
ErzählerInnen: Am Ende des Vortrags gab es Stan-
ding Ovations, gefolgt von Signier-Session, Selfies 
und langer Schlange am Merch-Tisch. 

Ebenso dankbar wie der Filmclub Tacheles für die 
Zusage Lanzmanns waren wahrscheinlich auch alle 
Anwesenden über die Möglichkeit, Lanzmann ein-
mal live zu erleben. Und auch der Filmclub Tacheles 
ist motiviert für mehr. Im Juni veranstaltete man 
ein Balagan am Campus mit Filmscreening und 
Party. Außerdem beginnen gerade Kooperationen 
mit Gruppen an anderen österreichischen und deut-
schen Universitäten.

Den Vortrag kann man sich unter folgendem Link anse-
hen: https://www.youtube.com/watch?v=5H_EWTvl4P8 

Der Filmclub Tacheles: https://www.facebook.com/
filmclubtacheles

Franziska Schwarz studiert viele Dinge an der Univer-
sität Wien, unter anderem Publizistik.

Claude Lanzmann war auf Einladung des Filmclub Tacheles zu Besuch in Wien. 
Erzählt hat er vieles. Wir haben beim Filmclub nachgefragt, wie es dazu kam.

 Reden wir Tacheles:  
 Claude Lanzmann 
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Räumen wir gleich einmal zu Beginn 
mit einem Mythos auf: Student*innen 
sind nicht arm! Sie tun so, die meisten 
inszenieren sich so, aber sie sind es 
nicht! Die größte Gruppe der Studie-
renden (52 Prozent) sind laut Studie-
rendensozialerhebung 2015 Teil der 
gehobenen oder hohen Schicht! Ihre 
Eltern haben großteils Universitätsab-
schlüsse und höhere Einkommen als 
der Durchschnitt.

Der Mythos, dass Studierende am 
Hungertuch nagen und kaum über 
finanzielle Mittel verfügen, mag mit 
halblustigen Sprüchen wie „Warum ist 
am Ende des Geldes noch so viel Mo-
nat übrig?“ zusammenhängen. Aber 
was Pulp in den 90er Jahren sangen, 
„if you called your dady he could stop 
it all, yeah“, trifft heute noch auf die 
meisten Student*innen zu. Ihre Armut 
ist eine eingebildete, oder zumindest 
eine vorübergehende.
Kann die Miete nicht gezahlt werden, 
kommt es im Studifall wohl in den 
seltensten Fällen zur Delogierung, 
sondern in den meisten Fällen hilft ein 
Anruf bei den Eltern, dass das für die 
Miete überwiesene Geld für den neuen 
Herschel-Rucksack und Fusion-Tickets 
draufgegangen sei, und man nun ein 
bisschen „Vorschuss“ brauche. Gleich-
zeitig gefällt man sich in der Rolle des 
armen „Bettelstudenten“ und frater-
nisiert mit den tatsächlich ärmeren 
Student*innen, die das System trotz 
sozial gestaffeltem Bildungssystem 
und Zugangsbeschränkungen nicht 
davon abhalten konnte, zu studieren. 
Alle studieren, alle haben irgend-
wie die gleichen Probleme und man 
nimmt nur zu leicht an, dass auch alle 
irgendwie arm sind. Schließlich meint 
Benjamin-Alexander* auch, dass er 
kein Geld mehr habe diesen Mo-
nat. Und während die ärmsten zehn 
Prozent der Studierenden laut Studie-
rendensozialerhebung nur 500 Euro 
im Monat für ihre Grundbedürfnisse 
haben, und nicht wissen, wie sie ihre 
Miete zahlen sollen, weiß Benni nicht, 
ob es diesen Monat noch reicht für den 

Segeltrip in der Ägäis. Benni hat auch 
nicht das Problem, 36 Prozent seines 
Gesamtbudgets für Miete auszugeben. 
Noch drastischer wird die Situation 
für Studierende, die unter 700 Euro 
im Monat zur Verfügung haben. Dort 
beträgt der Anteil der Miete am Ge-
samtbudget laut Studierendensozialer-
hebung über 50 Prozent.

Die Mieten steigen und der An-
teil des Einkommens, der dafür drauf-
geht, wird immer größer. Jene, die es 
sich leisten können, neigen deshalb 
eher dazu, die monatliche Kreditrate 
zu bedienen und sich eine Wohnung zu 
kaufen. Dann ist man in ein paar Jah-
ren Eigentümer*in und muss nur mehr 
für die Betriebskosten aufkommen.

In Österreich wohnen 39 Prozent 
im Eigenheim und 11 Prozent in 

Eigentumswohnungen, also über die 
Hälfte der Bevölkerung, wie aus dem 
Endbericht 2014 der Forschungsge-
sellschaft für Wohnen, Bauen und 
Planen hervorgeht. In der Hauptstadt 
wohnen 13 Prozent in Eigentumswoh-
nungen. Eigentumswohnungen sind 
kostspielig. In der kleinsten Kategorie 
(Wohnungen unter 59 m²) schwanken 
die Preise an den meisten österreichi-
schen Hochschulstandorten zwischen 
95.000 und 200.000 Euro. Man 
braucht also schon einiges an Eigen-
kapital, um sich auch nur eine kleine 
Wohnung leisten zu können. Oder 
man erbt sie. Denn in Österreich 
werden nicht nur Bildungsabschlüsse 
vererbt, die Immobilien bekommt 
man auch noch mit dazu.
 
Über eine Eigentumswohnung zu 
verfügen, wirkt sich nicht nur auf 

den Geldbeutel im Studium aus: Viele 
Studierende klagen über psychische 
Probleme und haben Existenzängs-
te. Falls man in einer anderen Stadt 
studiert und sich nicht auf die monat-
lichen Geldzuwendungen aus dem El-
ternhaus verlassen kann, bleibt einem 
gegebenenfalls nichts anderes übrig, 
als das Studium abzubrechen, um die 
Miete zahlen zu können. Der elemen-
tare Stress, die Miete nicht zahlen zu 
können, beherrscht schließlich jeden 
Aspekt des Lebens. Das Studium leidet 
unter dem „Nebenjob“, der im Ernst-
fall zum Haupterwerb wird.

Der Sommer naht und auf Face-
book und auf den Wohnungsportalen 
sprießen die Untermietanzeigen aus 
dem Boden. „WG-Zimmer für 3 Mona-
te zur Untermiete“. Während kurz-
fristige Untervermietung für manche 
bittere Notwendigkeit ist, stellt es für 
Studierende mit Eigentum kein Pro-
blem dar, eine Wohnung für mehrere 
Monate leerstehen zu lassen. Oder 
besser: sie trotzdem zu vermieten 
und so von der Eigentümer*in zur 
Vermieter*in zu werden. Schließlich 
lässt sich der Segeltrip in der Ägäis 
viel leichter finanzieren, wenn man 
noch ein paar hundert Euro mehr zur 
Verfügung hat. Vermietet wird dann 
bisweilen weit über dem Richtwert, 
man soll ja sein Eigentum auch nicht 
zu billig zu Markte tragen. Miet-
höchstzins und reale Mieten liegen 
ja auch bei anderen Wohnungen weit 
auseinander, meint Benni. Und so 
wird man als Student*in schnell zur 
Marktkenner*in, die nur das Beste 
aus dem Möglichen macht.

* Bei Menschen mit einem Einkommen 
unter 1.000 Euro, die Benjamin-Alexan-
der heißen, entschuldige ich mich hier-
mit für den Klassismus, ihren Namen 
mit der Oberschicht gleichzusetzen – ich 
bezweifle allerdings, dass es sie gibt.

Anne-Marie Faisst studiert Internationa-
le Entwicklung an der Universität Wien.

Eigentumswohnungen

Während manche Studierende über 50 Prozent ihres Budgets für die 
Miete aufbringen, leben Studierende aus „gutem Hause“ in Eigen-
tumswohnungen. Das wirkt sich nicht nur auf den Geldbeutel aus.
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progress: Unser Schulsystem ist in vielen Dingen 
gut, aber schlecht darin, soziale Ungerechtigkeit zu 
verringern, stimmen Sie zu?
Stefan Hopmann: Ja, da stimme ich zu. Allerdings 
mit einem Nachsatz: Wieso nehmen wir eigentlich 
an, dass Schule Ungleichheit verringern kann oder 
soll? Meiner Meinung nach ist diese Ansicht Teil des 
großen Kompromisses, auf dem unsere Gesellschaft 
aufgebaut ist: Wir tauschen Steuern gegen Beteili-
gung am Risiko geboren zu sein, also Alter, Krank-
heit, Bildung. 

In bürgerlichen Institutionen werden deshalb formal 
alle gleich behandelt. So auch im österreichischen 
Schulsystem: Alle sollen gleich behandelt werden, 
obwohl sie eigentlich verschieden sind. Das bedeu-
tet, dass formal Chancengleichheit besteht, weil ja 
allen die gleichen Ressourcen zur Verfügung gestellt 
werden. Leider geht diese Rechnung in der Praxis 
aber nicht auf, da die SchülerInnen wie gesagt aus 
unterschiedlichen Kontexten kommen. Schwächere 
SchülerInnen bräuchten gezielte Förderungen, um die 
gleichen Chancen zu haben wie ihre KollegInnen. Re-
formen wie die Ganztagsschule sind diesem Gedan-
ken widersprüchlich, weil sie eben diese Unterschiede 
nicht ausgleichen.  Wir sprechen deshalb von einem 
kontrafaktischen Gleichheitsverständnis. 
Wer kann Ungleichheit vermindern, wenn nicht die 
Schule?

Aktuell sind alle westlichen Gesellschaften von 
einem Anstieg an Ungleichheit gekennzeichnet, die 

Bildung alleine ist überfordert, wenn die Gesellschaft 
nicht ebenfalls versucht, Gleichheit zu schaffen. 
Dass Schule alleine überfordert ist, zeigt sich zum 
Beispiel an Leistungstests, also an Überprüfungen 
von SchülerInnenleistung wie PISA: Oft ist hier das 
Problem, dass sozial schwächere SchülerInnen auch 
schlechter abschneiden. Jetzt stellt sich natürlich die 
Frage, was die Ursache dafür ist: Liegt das schlechte-
re Ergebnis vor allem an LehrerInnen, SchülerInnen, 
didaktischen Methoden oder der Schulstruktur? 
Das Ergebnis ist ernüchternd: Nur 10 bis 15 Prozent 
der Unterschiede lassen sich überhaupt auf Struk-
turen in der Schule zurückführen. Viel prägender 
sind Faktoren wie Herkunft, Muttersprache oder 
finanzielle Situation und Bildungsgrad der Familie.  
Wenn man also wirklich weniger Ungleichheit in der 
Gesellschaft schaffen will, muss man beginnen, auch 
Vermögen radikaler umzuverteilen. 

Was ist das Problem am österreichischen Bildungs
system? Braucht es mehr Budget? 
Nein, es braucht sicher kein größeres Budget. Wir haben 
bereits eines der teuersten Schulsysteme der Welt und 
geben mehr Geld aus als Länder wie Finnland oder 
Norwegen. Das Problem in Österreich ist also nicht die 
Größe, sondern die „gießkannenartige“ Verteilung der 
finanziellen Mittel. Man versucht, ganz im Sinne des 
oben beschriebenen Prinzips, allen möglichst gleich 
viele finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen. Viel ef-
fektiver wäre es meiner Meinung nach, statt großflächi-
gen Reformen wie dem Pflichtkindergarten bedürftige 
Kinder und Einrichtungen gezielt zu unterstützen.

Sie sind Professor für Vergleichende Bildungsfor-
schung – gibt es ein Land, das es richtig macht? 
Ja und nein. Einerseits ist natürlich kein Schulsystem 
perfekt, andererseits gibt es schon Länder, von denen 
wir einiges lernen können. So werden zum Beispiel 
in manchen skandinavischen Ländern die Eltern viel 
stärker in den Schulbetrieb miteinbezogen. Zudem 
sind die Gestaltungsspielräume für Schulen viel grö-
ßer. Oft ist die Schule Mittelpunkt einer Gemeinde 
und wird als sehr wichtig angesehen – da ist es dann 
selbstverständlich, dass sich der BürgermeisterInnen 
um den Sportplatz kümmern. 

Natürlich leiden aber alle westlichen Gesellschaften 
unter dem Problem, dass es zu wenig soziale Durch-
mischung an Schulen gibt. Wir bezeichnen dies auch 
als „Flucht des Mittelstandes“. In allen westlichen 
Gesellschaften, also auch in Österreich, ist zu beob-
achten, dass Eltern, die es sich leisten können, ihre 
Kinder privat einschulen. Gesellschaftspolitisch ist 
das problematisch, man kann es aber nur durch mehr 
Qualität in den öffentlichen Schulen verhindern.

Wie kann man diesem Phänomen entgegenwirken? 
Gezielte Förderungen schwächerer Schulen könnten 
der „Flucht des Mittelstandes“ entgegenwirken. Weil 
Bildung sehr wichtig ist, wird darin investiert. In 
vielen Ländern ist es nicht ungewöhnlich, einen Kredit 
aufs Haus aufzunehmen, um den Privatschulbesuch 
des Nachwuchses zu finanzieren. Eltern sind bereit, an 
allen Rädchen zu drehen, die sie nur irgendwie finden 
können, damit ihre Kinder auf die „richtige“ Schule 

Kann Schule soziale  
Ungleichheit verringern?

Stefan Hopmann ist international anerkannter Professor für Vergleichende 
Bildungswissenschaften an der Universität Wien. Mit progress spricht er 

über Schulkultur, Standardisierung und die Flucht des Mittelstandes. 
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kommen – und die ist eben oft privat. Die einzige Art, 
das zu unterbinden, ist an öffentlichen Schulen eine 
Qualität zu schaffen, die die „Flucht ins Private“ unnö-
tig macht. Denn letztendlich sind es die Eltern, die die 
Schulentscheidung treffen und auf jeden Fall das Beste 
für ihr Kind wollen. 

Welche Rolle spielen die LehrerInnen in der Umset-
zung neuer Konzepte? 
Eine Schlüsselrolle. Das Problem dabei ist, dass 
LehrerInnen nicht so sehr durch die Universität oder 
Ausbildung geformt werden wie durch den ersten 
Arbeitsplatz. Dort werden die neu Dazugekommenen 
nach dem Motto „Hier machen wir das so“ eingewie-
sen. Dadurch ändert sich sehr wenig an der Unter-
richtsart an Schulen. 

Dennoch gibt es auch Positivbeispiele und neue Kon-
zepte wurden angenommen – zum Beispiel in Norwe-
gen. Hier wird nun nicht länger in Klassen unterrich-
tet, sondern viel freier. Für die LehrerInnen hat das 
natürlich eine große Umstellung bedeutet: Sie wussten 
am Anfang eines Tages nicht mehr, was sie erwarten 
würde, mussten plötzlich viel spontaner sein und sich 
an neue Situationen anpassen. Anfangs hat das großes 
Misstrauen erweckt, doch nach einiger Zeit lernten sie 
die Vorteile schätzen. Allerdings brauchen solche Im-
plementierungsprozesse immer Zeit, um die LehrerIn-
nen von der Umstellung zu überzeugen. Dazwischen 
liegt ein „Jammertal“, eine Phase der Umgewöhnung 
und Ablehnung, die zu überwinden man den Lehre-
rInnen helfen muss. Man sollte ihnen also vor Augen 
führen, warum sich die Umstellungen lohnen könnten 
und Engagement belohnen. 

Hinzu kommt noch ein weiteres Problem: Als 
beispielsweise die Neue Mittelschule (NMS) einge-
führt wurde, gab es viele LehrerInnen, die Initiative 
ergriffen haben und tolle, neue Konzepte ausgearbei-
tet haben. Als die NMS dann zur Regelschule erklärt 
wurde, wurden viele dieser Konzepte verboten. Na-
türlich ist so etwas sehr frustrierend und hemmt den 
Willen der LehrerInnen, sich auf Neues einzulassen. 

Gibt es einen Zusammenhang zwischen Standardisie-
rung und Chancengleichheit?
Ja, aber einen kontrafaktischen: Die Begründung 
von Standardisierung ist eigentlich, dass die Besten 
durchkommen, wenn man allen die gleichen Res-
sourcen gibt. Wenn also alle einen Standard erfül-
len müssen und das gleiche Maß an Unterstützung 
bekommen, sollte Herkunft kein ausschlaggebender 
Faktor zum Schulerfolg sein. In der Realität ist das 
aber oft anders herum. 

Grund dafür ist einerseits, dass diejenigen mit 
mehr Ressourcen auch mehr Ressourcen haben, um 
auf neue Standards zu reagieren. So können sich 
SchülerInnen aus reicheren Familien beispielsweise 
Zusatzmaterialien zu neuen Standards wie der Zen-
tralmatura leisten, die für finanziell weniger starke 
KollegInnen schwerer zugänglich sind. Außerdem 
profitieren Kinder aus bildungsnäheren Familien von 
der längeren Schulerfahrung der Eltern. 

Hinzu kommt noch, dass im Zuge der zunehmenden 
Standardisierung  SchülerInnenleistungen immer 
öfter überprüft werden. Das bedeutet auch, dass von 
dem, was die SchülerInnen leisten, auf die Leistung 
von Schule und Lehrenden geschlossen wird. Dass 
so ein linearer Schluss nicht treffend ist, mag logisch 
erscheinen, in der Praxis wird aber genau auf diese 
Weise argumentiert. So stehen Lehrende und Schulen 
unter Druck – plötzlich müssen sie sich rechtfertigen, 
wieso ihre Klasse oder ihr Jahrgang etwas kann oder 
nicht kann. LehrerInnen neigen deshalb dazu, sich 
auf das mittlere Leistungsfeld zu konzentrieren, denn 
hier ist es am einfachsten, Zugewinne zu generieren. 
Dabei geht das Augenmerk auf SchülerInnen, die 
über- oder unterdurchschnittliche Leistungen erbrin-
gen, verloren. VerliererInnen der Standardisierung 
sind also die sozial Schwachen. 

Sie stellen dem das Konzept der starken Schule 
entgegen. 
So ist es. In der Schule gibt es zwei wichtige Pole, 
zwischen denen den SchülerInnen Wissen vermit-

telt wird: Einerseits ist das Qualifizieren, also das 
Erlernen bestimmter Fähigkeiten bzw. Kompeten-
zen, ein wichtiger Aspekt. Andererseits von großer 
Bedeutung ist das Kultivieren, also das Sozialisie-
ren, das dazu führt, dass Kinder Teil einer Gemein-
schaft und letztlich Mitglieder unserer Gesellschaft 
werden.

Ich reise aktuell mit einer Vortragsreihe zum Thema 
„starke Schule“ durchs Land, da ich überzeugt bin, 
dass der Fehler, der gerade gemacht wird, ist, dass zu 
viel Fokus auf Qualifizierung gelegt wird. Dabei geht 
die Schulkultur verloren. 

Eine Schule ist stark, wenn sie eine starke Schul-
kultur hat. Das bedeutet, dass klar ist, warum die 
SchülerInnen da sind, was sie machen sollen und wie. 
Meiner Ansicht nach ist das einer der Hauptgründe, 
warum SchülerInnen an Privatschulen meist gute 
Ergebnisse erzielen. Solche Schulen haben eine klare 
Identität, mit der man sich identifizieren kann. Allen 
Kindern ist klar, was die Schule, die sie besuchen, 
ausmacht. 

Wie profitieren sozial schwächere Kinder von dem 
Konzept der starken Schule? 
So eine starke Schulkultur macht es neuen oder 
sozial schwächeren SchülerInnen einfacher, sich 
in die Gemeinschaft einzufügen. Untersuchungen 
haben ergeben, dass durch starke Schulkultur 
langfristig alle SchülerInnen bessere Ergebnisse 
in Leistungstests erzielen. Kinder, die an Schulen 
wie „die Schotten“ gehen, fühlen sich als Teil eines 
Ganzen und sind stolz auf ihre Schule. Darum hel-
fen sie sich gegenseitig und sind motivierter, weil 
man das so macht hier. Solche sozialen Dynamiken 
sind extrem wirkungsvoll.

Clara Porak studiert Deutsche Philologie und Bildungs-
wissenschaften an der Universität Wien.
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Ich bin mit zwei jungen Männern ver-
abredet, die mir von ihrer Freundschaft 
erzählen wollen. Als Treffpunkt haben 
wir das Gartenbaukino gewählt, weil 
sie bei ihrer ersten Verabredung auch 
im Kino waren und Kung Fu Panda 
gesehen haben. Yousef ist 23, hat einen 
melancholischen Blick und trägt einen 
dichten Bart. Manuel ist 22 und man 
sieht ihm seine Freundlichkeit auf den 
ersten Blick an. Ich sehe sie, bevor sie 
auf mich aufmerksam werden und 
kann die Vertrautheit zwischen den 
beiden schon von weitem erkennen. 

Im Sommer 2014 hat Yousef seine 
Heimat Syrien verlassen. Das Regime 
von Baschar al-Assad hatte ihn mit 
20 Jahren festgenommen und für ein 
Jahr und sechs Monate ins Gefängnis 
gesteckt. Danach hielt ihn nichts mehr 
in Damaskus. Als er das Land verlassen 
hatte, wurden auch seine Mutter und 
sein Bruder verhaftet. Den Grund sei-
ner Festnahme kennt er bis heute nicht. 
Wahrscheinlich hat jemand gemerkt 
was er von Assad hält. 

Ein Jahr später, im Sommer 2015, ist 
Manuel das erste Mal auf die Situa-
tion von Flüchtlingen aufmerksam 
geworden. In St. Pölten, wo er mit 
seinen Eltern lebt, hat er davon nichts 
gemerkt, aber in Wien waren die vielen 
neu ankommenden Menschen nicht zu 
übersehen. Als er nach einer Möglich-
keit suchte mitzuhelfen, die Situation 
der „Neuen Österreicher“, wie Manuel 
sie gerne nennt, zu verbessern, hat er 
von dem Projekt „Connecting People“ 
gehört.

Connecting People. Dabei 
handelt es sich um eines der Paten-
schaftsprojekte für junge Flüchtlinge 
in Wien. Seit 2001 arbeitet ein kleines 
Team der NGO „Asylkoordination 
Österreich“ daran, Jugendliche, die 
neu in Österreich sind und sich eine 
Bezugsperson wünschen, an Österrei-
cherInnen zu vermitteln. Ähnliche Pro-
jekte gibt es auch von der Caritas, der 
Volkshilfe und dem Integrationshaus. 

Was eine Patenschaft ist und wie sie 
sich gestaltet ist offen. „Das zentrale 
Element ist die Beziehung“, sagt Klaus 
Hofstätter, der das Projekt leitet: „Für 
uns ist nicht diejenige Patenschaft die 
beste, wo man sich jeden Tag trifft, 
sondern die, in der beide Beteiligten 
das bekommen, was sie sich von einer 
Patenschaft erwarten.“ Das kann von 
Fall zu Fall unterschiedlich ausfal-
len. Manche brauchen Unterstützung 
beim Deutschlernen, andere einfach 
jemanden, der oder die ihnen Wien 
zeigen kann. Wieder andere suchen 
wirklich eine enge Bindung und eine 
Patenschaft kann dazu führen, dass 
eine enge Freundschaft entsteht. 

Gelungener Start. Bei Manuel 
und Yousef scheint der Begriff Paten-
schaft jedenfalls unpassend. Es ist 
längst eine Freundschaft entstanden. 
„Yousef ist ein sehr offener, zugängli-
cher Mensch. Das hat ihm auch selbst 
den Start in Wien leichter gemacht“, 
erklärt Manuel. Mittlerweile hat 
Yousef Asyl bekommen und hat einen 
Job als Mechaniker gefunden. Sein 
Chef kommt wie er aus Syrien. Jeden 

Vormittag geht er drei Stunden in den 
Deutschkurs. Sein Chef ermöglicht das, 
weil es ihm wichtig ist, dass Yousef mit 
Deutsch schnell vorankommt. Schließ-
lich muss der Laden auch laufen, wenn 
der Chef nicht da ist. 

Obwohl Yousef sich seinen Start in 
Wien mit viel Selbstständigkeit er-
kämpft hat und soweit alles ganz gut 
läuft, ist es für ihn in vielen Situati-
onen eine große Unterstützung, eine 
Bezugsperson zu haben. Das fängt 
schon bei Kleinigkeiten wie der Post 
an. „Wenn ich etwas nicht verstehe, 
weiß ich nicht einmal, ob es wich-
tig ist oder nicht“, erklärt er. „Bei 
manchen Briefen vom Sozialamt tu 
ich mir selbst schwer, zu wissen, was 
man von ihm verlangt“, sagt Manuel. 
Auch zum Interview vor der Asylbe-
hörde, wo Yousef zu seinen Flucht-
gründen befragt wurde, hat Manuel 
ihn begleitet. „Wenn Manuel mit-
kommt, habe ich nicht so viel Angst“, 
erzählt Yousef. Nach einer Stunde 
war das Interview überstanden und 
drei Monate später kam der positive 
Bescheid per Post. 

Patenenschaft funktio-
niert.  Die meisten Patenschaf-
ten, die das Team von „Connecting 
People“ bisher vermittelt hat betreffen 
unbegleitete minderjährige Asylwer-
berInnen. Jugendliche, die oft mehr 
brauchen als nur Obsorgeberechtigte 
vom Jugendamt und die Betreuung 
im Asylquartier. Sie wünschen sich 
oft tatsächlich eine Familie. Bei unter 
18-Jährigen sind deshalb die Erwar-

tungen an die PatInnen meist weit 
höher als bei jungen Erwachsenen. 
Seit 2012 vermittelt die „Asylkoordi-
nation Österreich“ in einem eigenen 
Projekt auch Patenschaften für junge 
Erwachsene. 

Wer sich für eine Patenschaft inter-
essiert, wird in sechs Seminartagen 
eingeschult. Es geht um Themen wie 
das Asylverfahren, die Unterbringung 
und den Alltag sowie psychische Be-
lastungen von AsylwerberInnen. Klaus 
Hofstätter geht nach seinem Gefühl, 
wenn er aussucht, welche PatInnen 
er welche Jugendlichen vorstellt. Es 
kommt durchaus auch mal vor, dass 
eine Patenschaft nicht funktioniert, 
die Chemie nicht stimmt. Das ist 
aber in Ordnung. Für PatInnen sind 
Klaus Hofstätter und seine KollegIn-
nen immer erreichbar und im ersten 
Jahr gibt es regelmäßige Treffen aller 
PatInnen, um sich auzutauschen und 
auch Rat zu bekommen, wenn es nötig 
sein sollte. 

Über 700 Patenschaften hat „Con-
necting People“ seit dem Projektstart 
2001 vermittelt. Die meisten davon 
im Jahr 2016. „Nachdem wir nor-
malerweise 40 bis 70 Patenschaften 
im Jahr vermitteln, waren es 2016 
stolze 170“, sagt Hofstätter und meint 
abschließend: „In letzter Zeit wären 
mehr Patenschaften aber durchaus 
wünschenswert.“

Johannes Pucher studiert den Master 
Journalismus & Neue Medien an der FH 
WKW in Wien.

Ohne Anschluss an gleichaltrige ÖsterreicherInnen haben es 
junge Flüchtlinge schwer. Patenschaften mit StudentInnen 

verhelfen zu einem gelungenen Neustart.

 „Das zentrale Element ist  
 die Beziehung“ 
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 RAVE UND RELIGION 
Familie, Gemeinschaft, Energie – allein begrifflich lassen sich Analogien von Techno 

und Religion wiederfinden. Wird Rave zur Ersatzreligion?

und puritanischen Beschaffenheit 
verantwortlich für die Regulierung 
alternativer kultureller Strömungen 
sind. Andererseits finden sich einige 
Parallelen. Solidarität und Zusam-
mengehörigkeit sind sowohl in den 
Glaubensgemeinschaften als auch der 
Technoszene geteilte Überzeugungen, 
die von konstitutiver Kraft für die 
Weltanschauung der AnhängerInnen 
sind. Ein Kollektivgefühl, das sich als 
fühlbare Einheit äußert.

Ganz deutlich wird hier die Brü-
cke zum Techno: Bei Events geht es 
darum, Teil eines Ganzen zu sein. 
Die Technoiden sprechen von „We 
are Family“. Insbesondere enge 
FreundInnenschaften fallen hier ins 
Gewicht, bieten sie doch Schutz, sich 
ausgelassen und schamlos dem Exzess 
hingeben zu können. Die Zugehörig-
keit zur Technoszene beruht auf einer 
freiwilligen emotionalen Bindung 
der Mitglieder. Somit kann zwar von 
Unbeständigkeit gesprochen werden, 
dennoch ist in den Augenblicken der 
Verdichtung, beim dezidierten Ausle-
ben des Technoiden, die Intensität von 
atemberaubender Stärke.

Durch Religion bewältigen wir Angst, 
sie hilft uns, unsere Identität zu bilden, 

„Ich würde nur an einen Gott glauben, 
der es zu tanzen verstünde“, sagte 
Nietzsche. Ganz schön weise, denkt 
sich da die Technoide. Scheinen auf 
den ersten Blick religiöser Glaube 
und die Technoszene gegensätzliche 
Phänomene zu sein, kristallisieren 
sich jedoch bei genauerer Betrachtung 
einige Parallelen heraus. 

Religiöse Werte verlieren hierzulande 
zunehmend an Wichtigkeit. Wissen-
schaftlich wird von einem Gestalt-
wandel von Religion gesprochen. Die 
Relevanz und gesellschaftliche Präsenz 
verschiedenster Arten der Vergemein-
schaftungen hingegen, Subkulturen, 
die an moderne Wertvorstellungen 
anknüpfen, gewinnen an Bedeutung. 
Besonders interessant ist die Techno-
szene, da es sich keineswegs um einen 
flüchtigen Trend, sondern ein Phäno-
men handelt, das einen festen Platz in 
der westlichen Gesellschaft hat.

SYNERGIEN. In der modernen Ge-
sellschaft verschwimmen zunehmend 
Sinnhorizonte, Indifferenz nimmt zu 
und Kontrastierungen werden entkräf-
tet. Traditionelle Weltbilder erodieren 
und gemeinschaftlich gefasste Lebens-
stile zerfallen mehr und mehr. Will 
man Techno und Religion vergleichen, 
sind vor allem ihre Funktionen inter-
essant. Der Soziologe Emile Durkheim 
untersucht grundlegende Formen des 
religiösen Lebens. Daraus leitet er 
unterschiedliche Funktionen von Reli-
gion ab und sieht diese als auf heutige 
Religionen übertragbar an. Die Haupt-
funktion von Religion ist, die Welt für 
das Individuum zu strukturieren; ein 
Begriffssystem zu schaffen, mithilfe 
dessen die Welt vorstellbar und erklär-
bar ist. Außerdem prägt Religion das 
ethische Bewusstsein – sie lehrt die 
Menschen, „richtig“ zu leben.

Die Idee von Techno ist Freiheit und 
Spaß. Die Szene steht zwar einerseits 
im starken Gegensatz beispielsweise 
zu christlichen Moralvorstellun-
gen, die in ihrer monotheistischen 

macht den Kontakt mit dem Unbe-
greiflichen, dem Außergewöhnlichen 
möglich. Die funktionale Perspektive 
Durkheims wird durch Überlegungen 
von Franz-Xaver Kaufmann erweitert. 
Religionen helfen im Umgang mit 
Leid und damit, das Chaos der Welt 
durch Unterbrechungen des Alltags zu 
strukturieren, um so Mängel der öko-
nomisierten und digitalisierten Welt 
zu kompensieren. Überdies fungiert 
Religion auch als Kritik – so besteht 
eine Funktion doch im Aufbau von 
Gegenwelten wider als unmoralisch 
erfahrene Gesellschaftszustände.

LOVE, PEACE & UNITY. Ist die 
Technoszene scheinbar ein Ort des lo-
sen Zusammenkommens, des Spaßes, 
Exzesses, des Tanzes und Rausches, 
werden die von Kaufmann ermittelten 
Funktionen von Religion auf unter-
schiedliche Weise in ihr erfüllt. Insbe-
sondere Jugendliche grenzen sich mit 
der Konzeption Techno von anderen 
Subkulturen ab und identifizieren sich 
mit den Gepflogenheiten der Szene. 
Persönliche Freiheit, die Verschiebung 
weiblicher und männlicher Körperbil-
der sowie das Spiel mit Geschlechter-
rollen stellen nur einige Beispiele dar, 
mit denen sich AnhängerInnen der 
Szene identifizieren.

Durch die stark repetitive, physisch 
wahrnehmbare Musik und die Un-
terstützung derartiger Empfindun-
gen durch den Konsum von Drogen 
entsteht ein starkes Zusammenge-
hörigkeitsgefühl. Im Wunsch nach 
Ekstase wird auch die romantizistische 
Tendenz der Szene deutlich. Sie ist ein 
Ort der Sehnsucht und Phantasie, wo 
die RaverInnen vor alltäglicher Ver-
antwortung Zuflucht suchen. „Love, 
Peace und Unity“ lassen sich als Vor-
wegnahme des Paradieses begreifen. 
Zur Anleitung im Umgang mit Unglück 
bietet die Technoszene keine großen 
Theoriegebilde. Dennoch sprechen 
RaverInnen oft von ihrer „Familie“. In 
der Wissenschaft ist von einer „post- 
traditionellen Gemeinschaft“ die Rede, 
die nicht nur zum Hort von Zärtlich-
keit wird, sondern auch praktische 
familiäre Funktionen übernimmt.

Nicht zuletzt zeigt sich in den Ur-
sprüngen der Technoszene ihr Protest-
potenzial. Sie steht für Toleranz, für 
Friedlichkeit. Mehr und mehr scheint 
das subkulturelle Protestpotenzial im 
Zuge der Kommerzialisierung abzu-
nehmen. Nichtsdestotrotz versucht 
Techno auch heute noch unkonventi-
onell, unkommerziell und anders zu 
sein. Der Untergrund – und das ist 
auch schön in Anja Schwanhäußers 
„Kosmonauten des Underground“ zu 
lesen – ist im stetigen Wandel. Das 
Freisein der Technoiden ist dabei 
oberstes Gebot.

Was geht daraus hervor? Unterschied-
liche Möglichkeiten bieten sich an, 
Bedürfnisse nach Strukturierung, nach 
Kontakt mit etwas Höherem, nach 
Gemeinschaft zu befriedigen. Techno 
ist scheinbar eine davon.

Charlotte Madden studiert Soziologie 
und Publizistik und Kommunikations-
wissenschaft an der Universität Wien.

Foto: Natali Glisic



PROGRESS 03/17 | Feuilleton

15

progress: Nachdem es Alexis Tsipras 
entgegen seiner anfänglichen Verspre-
chen nicht gelungen ist, sich gegen 
die Sparpolitik durchzusetzen, haben 
nicht nur Griech*innen die Hoffnung 
auf eine menschlichere Politik verlo-
ren. Auf europäischer Ebene spricht 
man von einem Scheitern der Linken. 
Denken Sie, ist es überhaupt möglich, 
im Rahmen der EU „links“ zu regie-
ren? 
Giorgos Chondors: Ich würde nicht 
sagen, dass es unmöglich ist. Denn 
dann müsste ich auch denken, dass 
es keinen Sinn macht, dass es linke 
Parteien überhaupt gibt. Wir mussten 
aber auch feststellen, dass die Regie-
rung zu übernehmen nicht heißt, die 
Macht zu haben. Wir wissen jetzt, 
was möglich ist und was nicht. Die 
Kräfteverhältnisse in der EU sind total 
ungünstig, was unsere Politik betrifft, 
und weil sich dieses Kräfteverhältnis 
ständig nach rechts verschiebt, wird es 
noch ungünstiger. 

Wenn man sich die Programme 
ansieht, wird schnell klar, dass die 
Sparpolitik von Anfang an der falsche 
Weg war und immer noch ist. Die 
Argumentation der Gläubiger, durch 
Einsparungen die Krise zu bewäl-
tigen, gilt längst in weiten Kreisen 
als überholt. Selbst der IWF und die 
Wirtschaftsminister der europäischen 
Kommission haben in einer Studie die 
Fehler der Austeritätspolitik eingestan-
den. Es ist ganz einfach: Wenn du die 
Kaufkraft kürzt, leidet die Wirtschaft. 
Gerade in Griechenland, wo sich diese 
in erster Linie auf den Binnenmarkt 
beschränkt, hat sich das bestätigt.

Deshalb hat all das weder mit wirt-
schaftlichen noch fiskalischen, son-
dern politischen Überlegungen zu tun. 
Das Ziel ist, das linke Projekt aus der 
Welt zu schaffen, indem man seinen 
Kontakt zu gewissen Bevölkerungs-
gruppen sozusagen abschneidet. Das 
heißt, unter der Politik dieser Regie-
rung müssen vor allem jene Bevölke-

rungsgruppen leiden, die guten Bezug 
zu Syriza haben. Das ist die Überle-
gung dahinter.

Die deutliche Mehrheit der 
Griech*innen hat sich bei dem Re-
ferendum im Jahr 2015 gegen die 
Sparmaßnahmen der Gläubiger ausge-
sprochen. Wenige Tage später wurde – 
unter der Drohung des Grexits – einem 
weiteren Sparprogramm zugestimmt. 
Seitdem hat sich die soziale Krise 
weiterhin verschärft. Angesichts dieser 
humanitären Katastrophe, wäre es 
nicht sinnvoller gewesen, aus dem 
Euro auszutreten?
Der größte Teil der griechischen Be-
völkerung, der mit „Oxi“ stimmte, hat 
damit noch lange nicht gemeint, aus 
dem Euro auszutreten. Das wissen wir 
nicht nur aus Umfragen, sondern auch 
aus den Wahlen. Jene Parteien, die für 

den Euro-Austritt plädierten, bekamen 
nicht einmal ein Prozent. Dafür gab es 
also keine Mehrheit.

Zudem bedeutet ein Euro-Austritt 
noch lange nicht, dass man die Schul-
den loswird. Faktisch wären die Schul-
den noch höher, da man sie in einer 

abgewerteten Währung zurückzahlen 
müsste. Ein ungeordneter Grexit hätte 
wahrscheinlich eine noch größere 
soziale Katastrophe mit sich gezogen.
Aber die eigentliche Erpressung war 
nicht der Grexit, sondern dass der 
Euro-Austritt mit dem totalen Verlust 
der Bankeinlagen einhergegangen 
wäre. Über 85 Prozent der griechi-
schen Konten hatten weniger als 
2.000 Euro Einlage. Man kann sich 
vorstellen, welche Menschen dieser 
Schritt am härtesten getroffen hätte. 
Das Ausmaß der sozialen Katastrophe 
wäre kaum vorstellbar. Das könnten 
wir nicht verantworten. Für Grie-
chenland ist der Euro-Austritt keine 
ideologische oder politische Diskussi-
on, sondern eine rein pragmatische. 
Eine linke Regierung, die dafür da ist, 
die untere Schicht zu unterstützen, hat 
eine größere Verantwortung. 

Neben den tragischen sozialen Auswir-
kungen der Sparpolitik birgt die Krise 
auch Momente der Solidarität. Men-
schen, die selbst von den Einschnitten 
betroffen sind, schaffen es, Tag für Tag 
zu helfen. Selbstorganisierte Flücht-
lingsheime, Suppenküchen oder Soli-
daritätskliniken sind Ausdruck davon. 

„Es muss ein Umdenken stattfinden“
Während auf Athens Straßen gegen das neue Sparpaket demonstriert wird, sitze ich 

mit Syriza-Vorstandsmitglied Giorgos Chondors auf der Terrasse des Parteibüros. 
Ein Gespräch über linkes Regieren, Solidarität und die Zukunft Griechenlands.

Kann man von einem Wertewandel im 
Zuge der Krise sprechen? 
Es ist eine großartige Erfahrung, wie 
sich eine Bevölkerung selbst organisie-
ren kann, um einerseits Widerstand zu 
leisten und sich andererseits materiell 
zu unterstützen. Es geht dabei nicht 
nur um das Lindern von Not in einer 
Krisensituation. Diese Solidaritäts-
strukturen eröffnen ebenso ein neues 
soziales Denken, was in gewisser 
Weise auch mit einem Wertewandel 
einhergeht. Dieses Modell ist ein al-
ternativer Vorschlag für eine solida-
rische Gesellschaft. Eines muss man 
sich allerdings auch eingestehen: Man 
kann den Kapitalismus nicht mit der 
solidarischen Ökonomie ersetzen. 

Falls es eine Zukunftsvision für 
Griechenland gibt, hat solidarische 
Ökonomie Platz darin? 
Zukunftsvisionen für Griechenland 
kann es in absehbarer Zeit nur dann 
geben, wenn es die Kräfteverhältnis-
se zulassen. Auf europäischer Ebene 
muss ein Umdenken stattfinden. Dazu 
gehört, dass die Vormundschaft end-
lich aufhört. Sollte dies passieren, ist 
die Implementierung der solidarischen 
Ökonomie in den wirtschaftlichen 
Wiederaufbau vorgesehen. Dazu ver-
sucht die Regierung, die Erfahrungen 
der verschiedenen solidarischen Initi-
ativen – von den Solidaritätskliniken 
bis hin zu landwirtschaftlichen Ko-
operativen – zu institutionalisieren. Es 
geht darum, die Idee der solidarischen 
Ökonomie zu verbreiten, Projekte zu 
vernetzen und zu unterstützen. Auf 
diesem Gebiet passiert zurzeit sehr 
viel. Ziel ist es, einen sozialen und 
demokratischen Weg aus der Krise zu 
finden. Solange die Programme aller-
dings noch laufen, ist es sehr schwer, 
eigenständige Politik zu machen. 

Lisa Edelbacher hat Politikwissenschaft 
und Publizistik an der Universität 
Wien studiert und arbeitet nun als freie 
Journalistin.

Foto: Lisa Edelbacher
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Wie der Name schon erahnen 
lässt, geht es in „Make Love“ um 
Seeex. Das aber weniger spekta-
kulär, sondern eher spießig. Ich 
kann mich nicht erinnern, über 
eine Sendung je so zwiegespal-
ten gewesen zu sein.

Zum Plot: Wir begleiten die 
Sexologin Ann-Marlene Henning 

bei ihrer Arbeit, das heißt vor allem in Beratungs-
gesprächen mit Paaren. Wir begleiten sie aber auch 
in Caféhäuser, auf Baustellen oder Biker-Treffen, 
wo sie alle möglichen Leute über ihr Sexualleben 
ausfragt. Soweit entspricht das Format gängigen 
Sozialdokumentationen, folgt aber keiner Skandali-
sierungslogik. Wir sollen ja etwas dazulernen. Sex 

erscheint als Thema, über das brave BürgerInnen 
besser informiert werden müssen. Wobei wir hier 
von klassischen heterogepaarten BürgerInnen spre-
chen. LGBTIQA und Disability werden nur peripher 
oder überhaupt nicht thematisiert. Die Themati-
sierung von Geschlecht fand ich dafür größtenteils 
angenehm: Frauen werden beim Sex aktiv gezeigt, 
Schönheitsideale häufig ignoriert und Henning holt 
bei jeder Gelegenheit, die sich bietet, ihre Stoff-Vagi-
na heraus, weil es besonders wichtig ist, dass ALLE 
nach einer Begegnung mit ihr wissen, wie „das da 
unten“ funktioniert. Diese Bezeichnung für Vagina 
wird zwar durchgehend problematisiert, aber kaum 
durch eine andere ausgetauscht.

Etwas trashig, ist jede Folge mit Expert_innenin-
terviews und anatomischen Bildern gespickt, die in 
Landschaftsaufnahmen eingeblendet oder an Haus-
wände projiziert werden. Über weitläufige Sequen-

zen ist Klaviermusik gelegt, die eine Atmosphäre 
rührender Tierschicksals-Reportagen erzeugt, was 
meiner Meinung nach nicht ganz zum Thema passt.
Trotz aller Skurrilitäten ist „Make Love“ sehr infor-
mativ: Ein bisschen wie die Sendung mit der Maus, 
wo erklärt wird, wie ein Geschirrspüler funktioniert. 
Eine Sachgeschichte über Sex, zwischen spießig, 
trashig und lehrreich. Zum Fremdschämen ist auch 
immer was dabei, weil Henning sehr schrill wird, 
wenn sie nicht recht weiß, wie sie reagieren soll. Wer 
willens ist, das hinzunehmen, kann aus der Sendung 
durchaus was mitnehmen. Aber eher nicht alles!

„Make Love“ läuft seit 2013 auf MDR, SWR und ZDF. Für 
die kommende Staffel werden noch Paare gesucht ;-)

Carina Brestian studiert Soziologie an der Universität 
Wien.

LIEBE MACHEN LERNEN

TV-Rezension

Ein Comic, der aus Österreich 
stammt, komplett ohne Sprech-
blasen auskommt und dazu noch 
in einem Hospiz fernab von 
muskelbepackten Superheld_in-
nen spielt – es gibt einige 
Eigenschaften, die The Medical 
Records of Mr. Zachary Griffith 
aus der Masse von Comics und 
Graphic Novels hervorhebt. 

Der Titel verrät es schon: Die Geschichte entfaltet 
sich in der Krankenakte von Zachary Griffith, dessen 
Leidensweg durch das St. Matthews Nursing Home 
uns in umgekehrt chronologischer Reihenfolge 
präsentiert wird. Und so lesen wir uns durch die 
Notizen seiner Pfleger_innen, die anfangs das Bild 
eines schwerkranken, dementen Mannes ergeben. 
Je weiter wir vorblättern und je näher wir seiner 

Aufnahme im Hospiz kommen, desto schwammiger 
wird dieses Bild. Was hat es mit dem mysteriösen 
Stein auf sich, den Griffith bei seinem Tod in der 
Hand hielt? Warum findet sich in seinem Zimmer 
ein Urlaubsbild seiner Pfleger_innen? Warum hat 
er seinen Spinat nicht aufgegessen, obwohl er das 
Blattgemüse so mochte? Die drei Pfleger_innen, die 
sich hauptsächlich um den Protagonisten kümmern, 
widersprechen sich nicht nur ständig, sondern 
schwärzen sich auch gegenseitig bei der Leitung des 
Heimes an. 

Die Dreiecksbeziehung zwischen ihnen macht die 
Sache nicht unkomplizierter. Was schlussendlich 
die Todesursache war, wird nicht explizit geklärt – 
in dieser Hinsicht funktioniert der Comic wie eine 
Detektivgeschichte, die zum Mitraten einlädt. Die 
englischen Texte von  David „LuvDav“ Hofer-Zeni 
wirken stellenweise fast zu poetisch für die Kran-
kenakte, treiben die Geschichte aber dennoch gut 
voran. Die Zeichnungen von Verena „Nudlmonster“ 

Loisel, hauptsächlich in Pastelltönen gehalten, sind 
wunderschön und voller süßer Details, die es zu 
entdecken gilt. Überhaupt sind es die Kleinigkeiten, 
die dieses Projekt so reizvoll machen: Von der liebe-
voll gestalteten Krankenakte über die Nebenfiguren, 
die das St. Matthews Nursing Home zum Leben 
erwecken, bis hin zum Bonus-Content am Ende des 
Bandes wirkt hier alles stimmig und gut durchdacht. 
Das offene Ende könnte auf manche Leser_innen 
allerdings frustrierend wirken.

David Hofer-Zeni und Verena Loisl
The Medical Records of Mr. Zachary Griffith
Selbstverlag, 18 Euro
Erhältlich z. B. bei Bunbury’s Comics  

Joël Adami liest neben dem Studium manchmal gerne 
Comics.

Comic-Krankenakte 

Comic-Rezension

Wer hat behauptet, dass sich 
Philosophie nur in miefigen 
Uni-Hörsälen, in zentnerschwe-
ren Büchern oder elitären 
Talk-Runden auf ORF III oder 
3sat abspielen muss? Auch in 
der Pop-Kultur hat sie sich – 
meist unsichtbar – eingenistet. 
Das zeigt Philosophin und 
Kulturjournalistin Catherine 

Newmark in dem von ihr herausgegebenen und 
mitgeschriebenen Sammelband: „Viel zu lernen du 
noch hast. Star Wars und die Philosophie“.

18 AutorInnen analysieren George Lucas’ sieben-
teilige Science-Fiction-Filmserie nach Denktra-
ditionen von Descartes, Hobbes und Co. – abge-
packt in extrem kurze Kapitel, um postmoderne 
Leser_innen nicht zu überfordern. Dabei werfen 

sie Fragen auf, die sicher vielen „Star Wars“-Nerds 
schon Schmerzen in den Gehirnwindungen berei-
tet haben, wie etwa: Wie ist es eigentlich möglich, 
dass die menschlichen „Star Wars“-Held_innen so 
locker flockig mit Chewbacca und R2D2 kom-
munizieren? Immerhin bestehen deren Sprachen 
nur aus Brüll- und Pfeiflauten. Und was hätte der 
Sprachphilosoph Wittgenstein zu diesem Phäno-
men gesagt? In den frühen Episoden (IV bis VI) 
treten die Jedi als zurückgezogene und apathische 
Outcasts auf. Asketisch, nur auf die eigenen Tu-
genden bedacht, bar jeglichen Anspruchs, die Welt 
zu ändern. „Sind die Jedi Stoiker?“, fragt sich Ca-
therine Newmark. Das Taschenbuch arbeitet sich 
aber nicht bloß an den „verstaubten“ Klassiker_in-
nen der Philosophie ab. Auch Gender-Analysen 
fordern das Weltraum-Märchen heraus. Warum 
sind fast alle „Star Wars“-Held_innen Männer? 
Und wieso können Frauen in dieser Chauvi-Veran-
staltung nur bestehen, wenn sie ihnen nacheifern 
und sich beweisen?

„Viel zu lernen du noch hast“

Buch-Rezension

Newmarks Buch ist ein Balance-Akt: Von „Star 
Wars“-affinen Philosophiestudent_innen bis hin 
zu „Star Wars“-Freaks ohne jeglichen Philoso-
phie-Hintergrund soll für alle etwas dabei sein. 
Erfolgreich ist sie mit diesem Vorhaben leider 
nicht immer. Manche Kapitel erfordern sehr viel 
Vorwissen, an anderer Stelle werden sich philoso-
phisch bewanderte Leser_innen eher langweilen. 
Aber immerhin: „Viel zu lernen du noch hast“ ist 
ein intellektueller Appetizer, der streckenweise 
verdammt unterhaltsam geschrieben ist.

Catherine Newmark
„Viel zu lernen du noch hast. Star Wars und die  
Philosophie“ 
12,99 Euro 
Rowohlt Taschenbuch Verlag

Johannes Mayerhofer studiert Soziologie und Psycho-
logie an der Universität Wien.
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BeiSSreflexkritik

Buch-Rezension

Zweimal hingehört

SXTN 
„Leben am Limit“

KATJA: Aivery bestehen aus Gitar-
re (Jasmin Rilke), Bass (Franziska 
Schwarz) und Schlagzeug (Doris Zim-
mermann). Nicht nur die Besetzung ist 
typisch für Bands von Anfang der 90er 
Jahre, sondern der Sound im Kern auch 
– aber eben auch nur dort. Was zur 
Krönung des Debütalbums von Aivery 
entscheidend beiträgt, ist ein präzises 
Gefühl für laut und leise, Krach und 
Pop, Melodie und Rage. Schließlich 
hat Grunge seit über zwanzig Jahren 
ausgedient und was wir hier haben, ist 
ein volles, abwechslungsreiches und 
mitreißendes Werk dreier junger Frau-
en. Was auf dem Album in eine halbe 
Stunde Musik gepresst wird, eignet 
sich genauso gut für die Freistunde 
am Schulhof, die man im Raucher_in-
neneck verbringt, wie für alle Festivals 
in diesem Sommer. Live hat die Band 
jedenfalls in den letzten fünf Jahren 
genug Erfahrung gesammelt, um prob-
lemlos alle bevorstehenden Festivals in 
Europa bespielen zu können. Wenn das 

Aivery 
„Because“

KATJA: Die laut Selbstbezeichnung 
im ersten Track „talentlosen Fotzen“ 
von SXTN haben endlich ein Album 
gemacht, yaaaaas. Jetzt kann man 
sich die derben Texte von Juju und 
Nura auf Albumlänge anhören und das 
lohnt sich. Die zwei Rapperinnen aus 
Berlin, die auf Four Music gesignt sind 
und zum Beispiel mit Haftbefehl auf 
Tour waren, haben nichts von ihrem 
Drive einbüßen müssen, der bei ihrer 
EP Asozialisierungsprogramm und 
in den vorgeschossenen Singles zu 
spüren war.

Auf wie viele verschiedene Arten die 
beiden sich dem Sprachgebrauch von 
Rappern [sic] annehmen und die Rollen 
vertauschen ist genial. Sie rappen 
darüber, einen Ständer zu kriegen und 
(d)eine Mutter zu ficken. Angenehm 
selbstreflexiv wird es bei Tracks wie 
Ausziehen, der Sprüche des Publikums 
bezüglich des Entkleidens der Rappe-
rinnen auf der Bühne aufgreift. Der Re-

Album nur als akustischer Füller zwi-
schen den Acts laufen sollte, werden 
sich bestimmt viele fragen, welches 
unbekannte Album von Sleater-Kinney 
das ist.

Marie Luise: Aivery wurde 2012 
gegründet, jetzt kommt ihr erstes 
Album bei Siluh heraus. Bisher gab es 
eine 7-Inch-Platte und eine Kassette. 
Die drei Frauen an Gitarre, Bass und 
Schlagzeug bewegen sich zwischen 
Grunge, Noize und Punk. Manchmal 
wird riotgrrrlig geschrien, oft ist aber 
die Stimme von Franziska Schwarz 
zu hören, die ungebrochen, samtig 
abgemischt und gut zu verstehen die 
englischen Texte singt. Der Song Don’t 
you dare war auch schon auf dem No-
no-Sampler vertreten, auf dem es um 
female* Bands ging, die über das Nein-
Sagen singen. Secret war schon auf 
Aiverys 7-Inch zu hören, kommt jetzt 
aber in neuem Gewand, neu aufgenom-
men und gemischt. Ich mag den ersten 
Teil von Not Sorry gern, in dem einen 
Gitarre und Beat wie in einen Strudel 
hineinziehen. Zu Aivery lässt sich in 
kleinen Underground-Punk-Lokalen 
tanzen und auch beim Hören daheim 
muss ich mitwippen, ganz besonders 
beim immer wiederkehrenden Gitar-
renriff von Space Between, vielleicht 
musikalisch meinem Lieblingssong auf 
der Platte. 

Marie Luise Lehner studiert  
Sprachkunst an der Universität für 
angewandte Kunst und Drehbuch an  
der Filmakademie Wien.

frain besteht angenehmerweise nur aus 
dem Schlachtruf „Ausziehen! Auszie-
hen!“, den ich mir in einer Konzertsitu-
ation – von oben nach unten gerufen 
– sehr befreiend vorstellen kann.

Marie Luise: SXTN fordern her-
aus, sie provozieren mit expliziten 
Raplyrics. Ihren großen Durchbruch 
hatten sie mit Ich fick deine Mutter und 
dem dazugehörigen Video auf Vimeo 
mit nackten Frauen, Explosionen und 
Gras. Mit dem Motto „Jeder Hater 
ist ein Klick mehr“ mischen sie den 
Klischeetopf ordentlich durch, verspre-
chen in den Texten eins auf die Nase, 
zelebrieren sich als starke Frauen und 
nutzen selbstbestimmt sexualisierte 
Kleidung und Posen für sich. Inwiefern 
das Reproduktion von sexistischen 
Klischeebildern ist, kann jede* für sich 
entscheiden, und inwiefern jede* die 
destruktiven Rhymes bis zum Schluss 
supporten will auch. Was deutlich ist: 
Es funktioniert. Das neue Album er-
zählt vom jüngsten Erfolgsschub. Der 
Titel des ersten Lieds auf der Platte 
ist Programm. Da schimpfen sie auf 
Mackerrapper und machen „Realtalk 
von nem Mannsweib, was ja doch ein 
bisschen rappen kann, anscheinend“. 
Andere Songs heißen Ständer, Party-
opfer oder Frischfleisch. In Er will Sex 
singen sie „Du willst mich ficken, aber 
du darfst es nicht, weil ich es verbie-
te“. SXTN besitzen sich selbst und sind 
dabei wahnsinnig cool.

Katja Krüger-Schöller studiert Gender 
Studies an der Universität Wien.

Theoretische Konzepte wie 
Cultural Appropriation, Critical 
Whiteness und Klassismus sowie 
praktische Handlungsstrate-
gien wie Privilegienreflexion, 
Betroffenheit, Definitionsmacht 
und Triggerwarnungen ha-
ben in den letzten Jahren viel 
Staub aufgewirbelt und zum 
Teil einige Kollateralschäden 

in unterschiedlichen Szenen hinterlassen. Mit dem 
Beißreflexe-Buch, das angetreten ist, all diese Dinge 
grundlegend zu kritisieren, dürfte es sich nun ähn-
lich verhalten. Nur selten schafft es ein Buchprojekt, 
dessen primäre Zielgruppen queere und linksradi-
kale Szenen sind, binnen drei Monaten zur dritten 
Auflage. Die Textformen reichen von wissenschaft-
lich-essayistisch über Interviews bis zum Zweitab-
druck journalistischer Artikel, wobei die einzelnen 

Beiträge qualitativ leider stark auseinanderfallen. So 
stehen neben gut recherchierten Texten, klugen Ge-
danken und dringend notwendiger Reflexion nicht 
selten inhaltliche Leerstellen, fehlende Quellenan-
gaben und Schilderungen zu Vorfällen, die in ihrem 
Betroffenheitsduktus – den der Band ja eigentlich 
kritisieren möchte – auch nicht immer ganz glaub-
würdig sind. Spätestens wenn in einem kurzen 
Text Adorno und Hegel inklusive Seitenzahl zitiert 
werden, eine Butler-Paraphrase, die man gerne 
noch mal im Original nachlesen würde, jedoch ohne 
Quellenangabe auskommt, muss man dem Buch 
gewisse herausgeberische Schwächen attestieren.
Der Umstand, dass die Texte – wie eine der we-
nigen Autorinnen es formuliert – von „größten-
teils Typen, wenngleich größtenteils schwule“ 
geschrieben wurden, rettet das Projekt zu einem 
gewissen Grad. Käme die Kritik von heterosexuel-
len Männern, müsste man viel des Geschriebenen 
als recht klassische Anti-PC-Paranoia abtun. Die 
Angst, vom Plenum oder anderen linken Struktu-

ren ausgeschlossen zu werden, käme in diesem Fall 
der vor mehr Abendfreizeit mit weniger nervigen 
GenossInnen gleich und wäre als solche nur schwer 
ernstzunehmen. Für Menschen, die der nach wie vor 
sehr realen homophoben Gewaltdrohung tagtäglich 
ausgesetzt sind, ist die Situation aber eine andere. 
Ausschlüsse aus Szeneräumen und autoritäre Struk-
turen in ebendiesen können dann tatsächlich ein 
existenzielles Problem darstellen, weil die Alternati-
ven oftmals rar, die aktivistischen Szenen klein und 
die Verschränkung von Privatem, Politischem und 
Beruflichem tendenziell stärker gegeben ist als in 
anderen linken Kontexten.

Patsy l’Amour laLove (Hg.): Beißreflexe. Kritik an 
queerem Aktivismus, autoritären Sehnsüchten, 
Sprechverboten. Querverlag, 269 Seiten, 16,90 Euro.

Florian Wagner studierte Theater-, Film- und Medien-
wissenschaft an der Universität Wien.
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Im Herzen des „friedlichen“ Europas 
und als Teil einer Generation, welche 
Kriegsleiden nur vom Sensationsjour-
nalismus kennt, wirkt die Vorstellung 
vom Kriegsdienst befremdlich. Bittere 
Realität war die Bedrohung durch 
einfallende Nazis 1941 für eine junge 
ukrainische Genossin.

Adleraugen. Ljudmila Pawlit-
schenko war begeisterte Studentin der 
Geschichtswissenschaft, als ihr die 
Nationalsozialist_innen in die Quere 
kamen. Nach dem Überfall auf die So-
wjetunion unter dem Decknamen „Un-
ternehmen Barbarossa“ meldete sie sich 
freiwillig zum Militärdienst. Anstatt 
ihrer Traumberufung weiter nachzuge-
hen, nutzte sie ihr außerordentliches 
Talent als Präzisionsschützin. 

Ihre Zielsicherheit bemerkte sie mehr 
zufällig. So wie manche ins Kino gin-
gen, amüsierten sich zu jener Zeit die 
jungen Erwachsenen auch am Schieß-
stand. Als Ljudmila eines Tages gegen 
ihre Genossen in einem spielerischen 
Wettkampf eine fast perfekte Serie 
schoss, ermöglichte ihr der Schieß-
budenbesitzer eine Ausbildung als 
Scharfschützin bei der Roten Armee. 
Sie sollte die beste und gefürchtetste 
Scharfschützin im Zweiten Weltkrieg 
werden. 

Mythos Lady Death. Insgesamt 
309 Wehrmachtssoldaten, überwie-
gend Kommandanten und Führungs-
kräfte, wurden von ihr getötet. Sie 
war einerseits eine wertvolle Soldatin 
der Sowjetunion, andererseits eine 
politische Waffe für die Aufrechterhal-
tung des Kampfgeistes. Stadt für Stadt 
rückten die Nazis vor und hinterließen 
nichts als Tod und Zerstörung. Die 

Eine Frau muss geschützt werden, 
neue Soldaten gebären und von der 
Heimat aus die Kriegsfront versorgen. 
Eine Soldatin ist heute wie damals 
die Ausnahme der männlichen Regel. 
Krieg, Gewalt und Brutalität stehen 
im künstlichen Widerspruch zu allen 
weiblichen Rollenbildern. Wenn wir 
heute eine Frau in Uniform stecken, ist 
diese im Normalfall knapp geschnitten 
und erfüllt keinen weiteren Zweck, 
als sexuelle Fantasien zu befriedigen. 
Aber warum eigentlich? Mal ganz ab-
gesehen davon, dass Krieg abzulehnen 
ist, warum sollte es im Krieg männli-
che Privilegien geben? Kurz gesagt ist 
es eine Frage von Macht, denn was be-
dauerlicherweise immer galt und noch 
heute gilt: „Politische Macht kommt 
aus den Gewehrläufen.“

In die Stiefel! 1998 durchbrachen 
hierzulande erstmals neun Frauen 
diese Männerdomäne und rückten 
beim österreichischen Bundes-
heer ein. Bis dahin war es Frauen 
schlichtweg nicht erlaubt, Soldatin zu 
werden. Ganz ähnlich wie in vielen 
anderen Staaten der Welt. Während 
des Zweiten Weltkriegs waren Frauen 
keine regulären Soldatinnen, mit 
Ausnahme in den Sowjet-Republiken. 
Die Genossen und Genossinnen 
nahmen die Sache mit den „gleichen 
Rechten für alle“ (vergleichsweise) 
richtig ernst und ermöglichten den 
Bürgerinnen den freiwilligen Militär-
dienst. Die rechtliche Gleichstellung 
der Geschlechter in der Sowjetunion 
wischte die veralteten Rollenbilder 
auch im Kommunismus nicht augen-
blicklich vom Tisch, dennoch waren 
die Kommunist_innen in Sachen 
Gleichberechtigung dem Rest der Welt 
um einiges voraus. 

Wehrmacht ermordete im Ostfeldzug 
etwa 40 Millionen Sowjetbürger_in-
nen, die Hälfte davon waren Zivi-
list_innen. Der Mythos der unver-
wundbaren Scharfschützin stärkte den 
Widerstand und die Hoffnung. 

Nachthexen. Ljudmila wurde zum 
Idol kommunistischer Frauen, die sich 
wie sie nicht ängstlich versteckten, 
sondern aktiv gegen die Invasoren 
kämpfen wollten. Sie akzeptierten 
weder die passive Rolle noch ließen 
sie sich in den klischeehaften Sanitäts-
dienst drängen. Sie wollten kämpfen. 
Ljudmila war nicht die einzige be-
rühmte Soldatin der Roten Armee. Die 
sogenannten „Nachthexen“ erzielten 
beachtliche militärische Erfolge bei 
den unzähligen riskanten Luftangrif-
fen mit umgebauten Flugmaschinen 
aus der Landwirtschaft. 

Auf Feindesseite wurden Ljudmilas 
Trefferquote und ihr tödlicher Ruf zum 
Problem. Mittels Propaganda über 
ihren Tod sollte den Wehrmachtssol-
daten die Angst vor ihr genommen 
werden. Scharfschützen wurden an 
die Ostfront geschickt, um sie auszu-
schalten. Kein einziges Duell verlor 
sie. Insgesamt 36 der besten Wehr-
machtsschützen tötete Pawlitschenko. 
Während die Nazis sie als die „Russi-
sche Hure aus der Hölle“ fürchteten, 
wurde sie in den USA als „Lady Death“ 
gefeiert:

“Miss Pavilichenko’s well known to 
fame;

Russia’s your country, fighting is your 
game;

The whole world will love her for a long 
time to come,

For more than three hundred nazis fell 
by your gun.”

Der US-amerikanische Folksänger 
Woody Guthrie widmete ihr dieses 
Lied. Sie wurde als Teil der sowjeti-
schen Delegation nach Washington 
eingeladen, wo sie für den Kriegsein-
tritt der USA werben sollte. Zunächst 
wurde sie von der US-Presse belächelt 
und wegen ihres wenig glamourösen 
Auftretens kritisiert. Ein Reporter 
fragte sie, ob russische Soldatinnen 
an der Front Make-up tragen dürften. 
Sie erwiderte: „Es gibt keine Regel 
dagegen. Aber wer hat Zeit, über seine 
glänzende Nase nachzudenken, wäh-
rend ein Kampf tobt?“ 

Während ihrer Reise traf Ljudmila auf 
die First Lady. Eleanor Roosevelt war 
offen von der Soldatin fasziniert und 
lud sie als erste Sowjetbürgerin ein, 
im Weißen Haus zu residieren. Die 
beiden Frauen aus so gegensätzlichen 
Gesellschaften blieben ein Leben lang 
befreundet. 

Ljudmila war klug, talentiert, mutig 
und Kommunistin. So wurde sie zum 
Vorbild sowjetischer Frauen, sich auch 
in der klaren Männerdomäne Krieg 
und Militär ihren Platz zu nehmen 
und gegen den Nationalsozialismus 
zu kämpfen. 40 Jahre nach ihrem 
Tod wurde ihre außergewöhnliche 
Rolle im Zweiten Weltkrieg verfilmt. 
2015 feierte die russisch-ukrainischee 
Produktion „Red Sniper“ Premiere und 
wurde ein Riesenerfolg. 

Christina Müller hat in Potsdam 
Military Studies studiert und arbeitet 
im Büro für Sicherheitspolitik.

  More than three hundred nazis fell by your gun.  

 Lady Death 

Illustration: R
ichard K

lippfeld
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Wer selbst einmal gearbeitet hat, der weiß, dass Ar-
beit trotz aller anderslautenden Versprechen oft nicht 
sonderlich glücklich macht. In der Regel empfinden 
die Menschen Arbeit als Last, als mühsame Notwen-
digkeit, die man hinter sich bringen muss, um endlich 
wieder Freizeit zu haben. Wer arbeitet, der weiß, dass 
man sich gerade nach den Pausen, den Feierabenden 
und vor allem nach den Wochenenden sehnt, nicht 
aber nach den acht Stunden, die man im Büro, beim 
Kellnern oder in der Ideologieproduktionsstätte der 
Universität verbringt.

Verkehrtes Verhältnis. Der Zwang, den die 
Menschen erfahren, ist kein eingebildeter, sondern 
entspricht dem wirklichen Zwangscharakter der 
gegenwärtigen Gesellschaft, in der die individuelle 
Selbsterhaltung an die Verwertung von Kapital unter 
privater Regie gekoppelt ist. Ernährung, Bekleidung 
und Bespaßung des Individuums sind in diesem 
System kein Selbstzweck, sondern erscheinen als 
funktionale Bedingung dafür, dass Menschen arbeits-
fähig bleiben und damit das System erhalten. Die Ge-
sellschaft, namentlich ihr verkehrtes Erscheinen als 
Kapitalverhältnis, setzt die Lebendigkeit und die Er-
haltung der Einzelnen in eins mit der Erhaltung des 
Leibes als Arbeitskraft. Wo ein Zustand herrscht, in 
dem nicht Bedürfnisse das Maß der Produktion sind 
und die Arbeit nicht bloß Mittel, es zu befriedigen, 
herrscht das groteske Gegenteil der Zweck-Mittel-
Relation. Statt die Diktatur der Bedürfnisse über die 
Produktion zu organisieren, also statt dem Profitin-
teresse des Kapitals einzig und allein die Menschen 
entscheiden zu lassen, was sie zum guten Leben 
brauchen, sind die Einzelnen heute bloß Anhängsel 
der Produktion und das Bedürfnis bloß Anreiz zur 
Produktion: Verwertung des Werts, Herausschlagen 

von Profit, der privat angeeignet wird. Der dieser Ge-
sellschaft angemessene Leitspruch lautet daher nicht: 
Wo ein Bedürfnis ist, da wird es gestillt. Sondern: 
Wer nicht arbeitet, der soll auch nicht essen.

Sündenfall … Nun könnte man sich fragen: War 
denn die Arbeit jemals etwas anderes als Zwang? 
Wenn wir den konkret-geschichtlichen Erscheinun-
gen der Arbeit kein metaphysisches, im Zwang als 
ihr reines Gegenteil erscheinendes Wesen unterstel-
len wollen, so war die Arbeit ab dem Austreten der 
Menschen aus der Natur stets von fremden Zwecken 
bestimmt, also Zwecken, die von der Bedürfnisbe-
friedigung der Arbeitenden getrennt sind. Kaum der 
Natur entronnen, war Arbeit für jeden Menschen 
Bedingung des nackten Überlebens. Die Lebenszeit 
der einzelnen Menschen war also voll und ganz von 
der Bearbeitung der Natur zum Zwecke der Repro-
duktion der eigenen Existenz aufgesogen. Erst der 
gemeinschaftlich zustande gebrachte Überschuss, der 
nicht gleich konsumiert wurde und daher konserviert 
und angeeignet werden konnte, setzte ein soziales 
Verhältnis in Gang, in dem die einen gut leben konn-
ten und die anderen ausgebeutet wurden. Herrschaft 
und Ausbeutung, so stellt es sich paradoxerweise 
historisch dar, sind erst dann in die Welt getreten, 
als die Menschen sich durch die Entwicklung ihrer 
Produktivkräfte aus dem bloßen Zwang der Natur 
befreit hatten. Dort, wo die Bearbeitung der Natur 
rational war, also ganz den Bedürfnissen der Men-
schen verpflichtet, wies sie noch nicht über den 
bloßen Kreislauf der Natur hinaus. Vom Naturzwang 
emanzipierte sie sich erst im Überschuss, welcher die 
Menschen vom bloßen Gattungsexemplar zu sozialen 
Wesen, und ihr Zusammenleben zur Produktionsge-
meinschaft erhob. Es ist ein historisches Verhängnis, 

welches nicht weiter ableitbar ist, dass das in der 
Wiege der Menschheit entstehende Mehrprodukt 
nicht vernünftig aufgeteilt, sondern herrschaftlich 
angeeignet wurde.

… und Erbsünde. Durch diesen „Sündenfall“ 
wurde Herrschaft in Gang gesetzt. Im Laufe der Jahr-
hunderte nimmt sie allerdings höchst unterschied-
liche Formen an. In der Antike waren bekanntlich 
nur Bürger frei, alle anderen – Frauen und Fremde – 
wurden von der Freiheit ausgeschlossen. SklavInnen 
schließlich, welche den arbeitenden Teil der Bevölke-
rung bildeten und somit eine unumstößliche Bedin-
gung der Reproduktion der antiken griechischen 
Stadtstaaten darstellten, waren für die Herrschenden 
kaum mehr als sprechende Werkzeuge – obwohl ihre 
Arbeit doch die eigene Lebensgrundlage darstellte. 
Die Humanität der griechischen und römischen Anti-
ke, die sich nicht zuletzt in der Philosophie ausdrück-
te, war untrennbar an Reproduktion der Gesellschaft 
durch Sklavenarbeit gekoppelt. Die schrankenlose 
Herrschaft des einen Menschen über den anderen ist 
also historisch eine Bedingung für den Beginn der 
europäischen Zivilisation.

Im Feudalismus stand die Reproduktion der 
Gattung ganz unter der Regie persönlicher Herr-
schaft des Feudaladels über die Leibeigenen. Die 
Bauern und Bäuerinnen waren zwar keine Skla-
vInnen mehr, kannten aber trotzdem so gut wie 
keine Rechte gegenüber ihren Herren, denen sie 
als Knechte mehr oder weniger auf Gedeih und 
Verderben ausgeliefert waren. Die Subsistenzöko-
nomie war derart organisiert, dass die Leibeigenen 
durch Arbeit nicht nur sich selbst, sondern auch 
ihre Herren ernährten. Vor der bürgerlichen Gesell-

„Wer Arbeit kennt und sich nicht 
drückt, der ist verrückt“

Wo man auch hinsieht, war Arbeit nichts anderes als Zwang. Auch 
heute leben die Menschen in der Regel für die Freizeit.
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schaft haben wir es also mit Gemeinwesen zu tun, 
die sich durch persönliche, direkte Herrschaft und 
Ausbeutung auszeichnen.

Blut und Feuer. Erst im Zuge der sogenannten 
ursprünglichen Akkumulation veränderte sich das 
Verhältnis des Menschen zu seiner Arbeit zu jener 
Form, wie wir sie heute kennen. Durch die gewaltsa-
me Trennung der Produzierenden von ihren Pro-
duktionsmitteln, also der massenhaften Vertreibung 
von Bauern und Bäuerinnen von ihrem Grundbesitz, 
wurde die Landbevölkerung zu freien Landarbeite-
rInnen und zu vogelfreiem, in die Städte strömendem 
Proletariat umgewandelt. Die nun doppelt freien 
LohnarbeiterInnen, die frei von persönlichen Abhän-
gigkeitsverhältnissen, aber auch frei von jeglichem 
Eigentum waren, mussten erst durch Gewalt er-
schaffen und in das moderne System der Lohnarbeit 
hineingepeitscht werden. Schlussendlich blieb ihnen 
nichts mehr anderes übrig, als das einzige, was ihnen 
blieb – ihre Arbeitskraft als Ware – zu verkaufen. 
Anders als in den Vertragstheorien der bürgerlichen 
Staatsphilosophie dargestellt, entstanden die kapita-
listischen Eigentumsverhältnisse und die ihnen ent-
sprechende Organisation der Arbeit nicht als vertrag-
liche Einigung zwischen Individuen. Vielmehr musste 
ein grundlegendes Prinzip der warenproduzierenden 
Gesellschaft in der gewaltsamen und unmittelbaren 
Aneignung des Eigentums der Landbevölkerung 
gebrochen werden: jenes Prinzip, wonach Aneignung 
von fremdem Eigentum – seien es nun Waren oder 
die Arbeitskraft – nur durch Vertrag und als Tausch 
von Äquivalenten stattfinden darf. 

Lohnsklaverei. Die Tatsachen, die geschaffen 
wurden, als das bürgerliche Recht noch schlum-

merte, wirken heute noch nach. Sie sind der Grund, 
warum es das bürgerliche Recht überhaupt geben 
muss: Wo die Menschen als WarenbesitzerInnen und 
MarktteilnehmerInnen in der allgemeinen Konkur-
renz Interessen haben, die einander diametral ent-
gegengesetzt sind (alle haben das Interesse, dass die 
anderen in der Konkurrenz auf der Strecke bleiben), 
kann nur das allgemeine Recht Vermittlung schaf-
fen. Damit das Eigentum der einen Person geschützt 
werden kann, muss diese Person auch alle anderen 
Personen als WareneigentümerInnen anerkennen. 
Wo diese wechselseitige Anerkennung verletzt wird, 
setzt der Staat das Recht – wenn nötig gewaltsam – 
gegen die Konfliktparteien durch.

Seit der gewaltsamen Herstellung der eigentumslo-
sen Klasse des Proletariats soll also die Aneignung 
von Waren nur noch auf rechtlichem Wege, also 
durch Vertrag geschehen. Damit ist aber weder 
Herrschaft noch Ausbeutung beseitigt. Die Aus-
beutung in der warenproduzierenden Gesellschaft 
vollzieht sich nicht – wie frühsozialistische Vor-
stellungen unterstellen – gegen das Rechtsideal der 
bürgerlichen Gesellschaft, sondern sie geschieht 
durch das Recht. Wo der große Teil der Bevölke-
rung frei von Eigentum ist, bleibt als Mittel zur 
Selbsterhaltung nur noch der Verkauf der Arbeits-
kraft übrig, welche den KapitalistInnen ganz legal 
und „gerecht“ als angeeignete Ware zukommt. 
Diesen dürfen sie benützen wie jede andere ange-
eignete Ware im Produktionsprozess auch. Weil 
die menschliche Arbeitskraft es an sich hat, Wert 
schaffen zu können, und damit auch mehr Wert, als 
für ihre eigene Reproduktion notwendig ist, kön-
nen sich die KapitalistInnen vollkommen rechtmä-
ßig das Produkt fremder Arbeit aneignen.

Blumen auf die Ketten. Springen wir von 
diesen allgemeinen Ausführungen in die heutige Zeit, 
so merken wir, dass sich am grundlegenden Verhält-
nis nichts geändert hat. Gegen den Einwand, dass es 
ja den Sozialstaat gäbe, welcher die Verelendung der 
Arbeitenden verhindert habe, seien hier also noch ein 
paar Bemerkungen erlaubt. Der Sozialstaat hat zwar 
erfreulicherweise auch dem lohnabhängigen Teil 
der Bevölkerung ein Mindestmaß an Bedürfnisbe-
friedigung und sozialer Absicherung verschafft, dies 
aber auch nur auf einem Umweg. Betrachtet man die 
historische Genese etwa des 8-Stunden-Tages oder 
der Sozial- und Krankenversicherungen, so wird man 
schnell merken, dass diese Zugeständnisse sowohl 
von christlich-sozialer, liberaler als auch von sozi-
aldemokratischer Seite kaum aus reiner Menschen-
freundlichkeit unternommen wurden.

Der 8-Stunden-Tag etwa gehört zu jenen Maßnah-
men, die verhindert haben, dass das Proletariat 
zugrunde geht, wo also der Staat das allgemeine 
Interesse des Kapitals (weil nur menschliche Arbeit 
Wert schaffen kann) gegen die einzelnen Kapitalis-
tInnen (welchen egal sein kann und muss, ob diese 
Arbeiterin oder jener Arbeiter an der Arbeit zugrunde 
geht) durchsetzte. Das gleiche gilt für die Sozial- und 
Krankenversicherungen. So erkannte etwa Otto von 
Bismarck, dass sich die Arbeiterbewegung am besten 
dadurch ausschalten ließe, die arbeitende Bevöl-
kerung zu integrieren, ihr also Zugeständnisse zu 
machen, die gleichzeitig die bürgerlichen Eigentums-
verhältnisse nicht gefährden konnten: Das Zuckerbrot 
hat sich historisch als effektiver erwiesen als die 
Peitsche.

Lucilio Zwerk studiert an der Universität Wien.
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Der Behemoth, Franz Neumanns 
umfassende Studie über das 
NS-Regime, beginnt mit einer 
simplen Einsicht: Der National-
sozialismus lässt sich nicht mit 
Argumenten und Propaganda 
bekämpfen – adäquat ist allein 
seine gewaltsame Zerstörung.

Neumann selbst hat seine Arbeit 
diesem Ziel verschrieben. Er ge-

hörte zu jenen TheoretikerInnen, die nach ihrer Beschäf-
tigung am exilierten Institut für Sozialforschung in den 
Dienst des Office of Strategic Services (OSS) traten, um in 
der Abteilung für Forschung und Analyse dem amerika-
nischen Geheimdienst zuzuarbeiten. Der nun auf Deutsch 
erschienene Band Im Kampf gegen Nazideutschland 
dokumentiert neben den internen Berichten von Franz 
Neumann auch jene von Otto Kirchheimer und Herbert 
Marcuse. Die Lektüre der Texte ist so spannend wie 

aufschlussreich: Sie zeigen die Machtkämpfe zwischen 
den herrschenden Cliquen in Deutschland auf, insistieren 
auf der Mitschuld der Führer der Industrie an den Nazi-
Verbrechen, statten die Anklage der späteren Nürnberger 
Prozesse mit Argumenten aus. Der alte Kalauer von der 
Praxisferne der Kritischen Theorie war schon immer 
falsch – doch vor dem Hintergrund der Tätigkeit der 
Kritischen Theoretiker im OSS wird er zur blanken Lüge. 
Bedauerlich ist an manchen Stellen die Zurückhaltung 
des Herausgebers. Gerade dort, wo die Analysen den übli-
chen Weitblick vermissen lassen, wäre viel gewonnen, sie 
mit dem Lauf der Geschichte zu konfrontieren. Neumann 
schreibt etwa 1944, dass das deutsche Volk angesichts 
der drohenden Niederlage dem Regime letztendlich die 
Kooperation verweigern würde. Das Gegenteil ist einge-
treten: Die Heimatfront blies noch munter zur Jagd auf 
russische Kriegsgefangene, als die Rote Armee bereits vor 
Berlin stand. Die marxistische Provenienz der Berichte, 
die ihnen oft Schärfe verleiht, macht sich leider auch in 
der Verklärung der deutschen Massen bemerkbar.

Die grundlegende Erkenntnis des Behemoth, dass 
der NS-Staat nur durch den Kampf gegen den Feind, 
zuvorderst den jüdischen, bestehen kann, wird in den 
versammelten Texten anschaulich. Die Berichte von 
Neumann, Kirchheimer und Marcuse waren nicht 
der „Einsatz [der Kritischen Theorie] als praktisch 
gewendetes Analyseinstrument“, wie Axel Honneth 
im Vorwort meint. Vielmehr waren sie nichts anderes 
als das: Kritische Theorie selbst.

Franz Neumann, Herbert Marcuse und Otto Kirch-
heimer: Im Kampf gegen Nazideutschland. Die Be-
richte der Frankfurter Schule für den amerikanischen 
Geheimdienst 1943–1949. Hrsg. von Raffaele Laudani. 
Aus dem Englischen von Christine Pries. Frankfurt/
New York: Campus Verlag 2016, 812 Seiten, 39,95 Euro 
(E-Book 35,99 Euro).

Simon Gansinger studiert Philosophie an der  
Universität Wien.

Waffen der Kritik

Buch-Rezensionen

Das kürzlich 
im Falterverlag 
erschienene Buch 
Putins rechte 
Freunde beleuch-
tet, wie Russ-
lands Autokrat 
und Europas 
Rechtspopulisten 

sich zusammentun – und auf nichts 
Geringeres als die Zerschlagung der 
EU hinarbeiten. Das Ziel: zurück zu 
einem uneinigen Europa der National-
staaten. Eine konspirative Konferenz 
Rechtsextremer in Wien? Finanzielle 
Unterstützung für den Front National? 
Desinformationskampagnen? Nein, 
das ist nicht der Inhalt eines Gro-
schenromans, das ist die Realität. 

Die Autor_innen stützen sich dabei auf 
geleakte Kommunikation zwischen 
russischen Funktionären und öffentlich 
gewordene Vereinbarungen, wie zum 
Beispiel ein Abkommen zwischen der 
Putin-Partei „Einiges Russland“ und 
der FPÖ, aber auch bekanntgewordene 
Fälle von finanziellen Zuwendungen und 
Inhalte von Vernetzungstreffen. In Anbe-
tracht der Fülle von kompromittierenden 
Fakten entpuppen sich Europas „starke 
Männer“ als gedungene Hampelmänner, 
die sich aus machtpolitischem Opportu-
nismus zu den willfährigen Helfern eines 
Autokraten machen lassen und dabei 
ihre Nationen verkaufen. 

Ein weiterer Aspekt, den das Buch 
untersucht, ist der Propagandafeld-

zug des Kreml: Mit gezielten Desin-
formationskampagnen, ausgeführt 
von den Staatsmedien und -agenturen 
RT und Sputnik, wird versucht, auf 
die politischen Meinungsbildungspro-
zesse in den EU-Staaten Einfluss zu 
nehmen, „die westlichen Werte von 
Offenheit und Pluralität als Schwä-
chen umzudeuten“ und „ein Narrativ 
des Untergangs des Westens“ zu 
propagieren. Das stilisierte Bild eines 
starken Russlands fungiert dabei als 
Fluchtpunkt. 

Die Recherche ist sehr gut fundiert, 
informativ und aufgrund der Aktuali-
tät ein Muss für alle politisch inter-
essierten Personen. Einziges Manko: 
Nur ganz am Rand wird darauf einge-
gangen, dass sich mitunter auch Ver-
treter des linken Spektrums im Zuge 
„antiimperialistischer“ Kritik in die 
Rolle von Putin-Herolden verrennen. 
Und dabei – welch Ironie – einem 
homophoben, sexistischen, nationa-
listischen Autokraten mit imperialen 
Ambitionen das Wort reden. 

Michel Reimon, Eva Zelechowski: 
„Putins recht Freunde – Wie Europas 
Populisten ihre Nationen verkaufen“. 
Falterverlag 2017, 128 Seiten, 16,90 
Euro (E-Book: 9,90 Euro).

Livio Hoch studiert Rechtswissenschaften 
an der Universität Wien.

Der Verein zur 
Förderung Kri-
tischer Theater- 
Film- und Medi-
enwissenschaft 
(KritTFM) hat 
ein neues Buch 
herausgebracht: 
Dieses Mal, wie 
der Titel bereits 

verrät, mit dem Schwerpunkt „Tanz 
im Film“. 

In 18 Artikeln und 265 Seiten 
werden Tanzfilme oder Tanzarten, 
die im Mainstream gelandet sind, 
gesellschaftskritisch demaskiert und 
politisch analysiert. Die Autor_in-
nen versprechen eine Auseinan-
dersetzung mit „Schwierigem und 
Uneindeutigem“ in Tanzfilmen und 
legen Zeugnisse ab, wie Tanz nicht 
nur plumpes und ästhetisierendes 
Element in der Kinematographie ist, 
sondern tief mit der Gesellschaft 
und den politischen Begebenhei-
ten verwoben ist. Euch erwarten 
vertiefende Texte über Macht- und 
Gewaltstrukturen, Realitätskritik, 
Körperlichkeit und Sehnsucht nach 
dem Utopischen in Tanzfilmen. Von 
Saturday Night Fever, Footlose zu 
West-Side-Story und den Step-up-Fil-
men, weiter zu Flamenco-Sequenzen 
bis zum indischen Tanzkino und 
vieles mehr.

Aus irgendeinem Grund habe ich mir 
beim Lesen des Titels gewünscht, 

dass es zumindest einen Artikel gibt, 
der die aktuellen Barbie-Ballett-ich-
muss-gleich-kotzen-Filme auseinan-
derreißt, was leider nicht der Fall 
war. Kinder-Tanz-Filme, die zu Hauf 
vorzufinden sind, haben in diesem 
Buch leider keinen Platz gefunden.

Die Herausgeber_innen erzählen, 
dass sie in ihre wissenschaftliche Ar-
beitsweise einen Praxisteil eingebaut 
haben, was sehr untypisch und inte-
ressant ist. Ich hätte das unfassbar 
gern gesehen und vielleicht sogar 
mitgemacht.

Sarah Binder, Sarah Kanawin, Simon 
Sailer, Florian Wagner (Hg.): Tanz im 
Film. Das Politische in der Bewegung. 
Verbrecher Verlag 2017, 265 Seiten, 
19,90 Euro.

Carmela Migliozzi studiert Germanis-
tik und Romanistik auf Lehramt an der 
Universität Wien.

From Russia with hate Loose yourself to dance
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Aufgeklärter Se-
xualunterricht an 
Schulen, das Recht 
auf Abtreibung, 
Frauenhäuser als 
Schutzeinrich-
tungen oder auch 
einfach die Forde-
rung nach gleichen 
Möglichkeiten für 
alle Geschlechter 
– klingt eigentlich 

nicht schlecht. Manche Leute bringt 
das trotzdem auf die Palme. Dies zeigt 
sich zunehmend in Protesten gegen 
diese und andere Errungenschaften 
von Gleichstellungspolitik. Ob es 
erregte Eltern sind, die gegen Aufklä-
rungsunterricht demonstrieren, oder 
Papst Benedikt XVI, der vor einer „Gen-
derdiktatur“ warnt. In ganz Europa 
werden Protestformen stark, die sich 
gegen die Idee einer gleichberechtigten 
Gesellschaft wenden.

Mit den unterschiedlichen Auswüch-
sen dieses Phänomens setzen sich 
Sabine Hark, Paula-Irene Villa und 16 
weitere Autor_innen im Sammelband 
„Anti-Genderismus“ auseinander. Das 
Buch vereint verschiedene sozial- und 
kulturwissenschaftliche Analysen 
und tastet sich so an die vielfältigen 
Dimensionen und Funktionen der Ab-
wehrhaltung gegenüber Gleichstellung 
heran. Warum wird der Genderbegriff 
derart kontrovers diskutiert? Welche 
politischen Agenden stehen dahinter 
und welche argumentativen Strate-

gien werden im Anti-Gender-Diskurs 
angewendet? Diesen Fragen wird in 14 
Beiträgen nachgegangen. Die Ausein-
andersetzung reicht von der Rolle der 
evangelischen und katholischen Kir-
che über hatespeech im Internet hin 
zur argumentativen Instrumentalisie-
rung des „Kindeswohls“. Gut hat mir 
gefallen, dass der Sammelband Anti-
Genderismus als konservative Protest-
form analysiert, als Reaktion auf die 
Prekarisierung, der die Menschen mit 
dem neoliberalen Umbau der Gesell-
schaft zunehmend ausgesetzt sind. Er 
spannt damit einen Bogen zu weiteren 
gesellschaftlichen Zusammenhängen 
und stellt klar, dass das Geschlechter-
verhältnis einen wesentlichen Teilbe-
reich kritischer Gesellschaftsanalyse 
darstellt. Auch wird deutlich, wie 
angreifbar und wackelig politische 
Errungenschaften bleiben, obwohl sie 
scheinbar zum common sense gewor-
den sind.

Ein Sammelband, der dir das Gefühl 
gibt, im Recht zu sein, und den aktu-
ellen Diskurs um Gender in Perspekti-
ve rückt.

Sabine Hark/Paula-Irene Villa (Hg.): 
Anti-Genderismus. Sexualität und 
Geschlecht als Schauplätze aktueller 
politischer Auseinandersetzungen. 
Transkript 2015, 264 Seiten, 26,99 
Euro.
 
Carina Brestian studiert Soziologie an 
der Universität Wien.

Unter strengsten Sicherheitsvor-
kehrungen wird der Kriminalpsy-
chologe Thomas Müller von den 
VertreterInnen einer unbekann-
ten Institution an einen gehei-
men Ort gebeten, denn es geht 
um Brisantes. Der langjährige 
Mitarbeiter Ello Dox hat zahlrei-
che interne Daten der Organisa-
tion gesammelt und droht nun 

damit, diese zu veröffentlichen. Eine Katastrophe, die 
Informationen dürfen unter keinen Umständen an die 
Öffentlichkeit geraten. Thomas Müllers Aufgabe ist 
es nun, diese Interna durch geschicktes Verhandeln 
zurückzugewinnen, von deren Inhalt er selbst nichts 
weiß, außer, dass sie in mehreren Staaten einen riesi-
gen Skandal bewirken würden.

Ein kräftezehrendes psychologisches Tauziehen 
beginnt. Dox ist Müller immer bereits einen Schritt 

voraus und verlangt ein Treffen in Genf, wo er zigaret-
tenrauchend und nervös seine Erpressung inszeniert: 
die Zurückhaltung der Daten gegen die Rehabilitation 
einiger zu Unrecht diskreditierter MitarbeiterInnen.

Im Laufe des Gespräches während eines Treffen 
eröffnet sich dem Ich-Erzähler Müller die Lebensge-
schichte von Ello Dox. Sein Leben war ganz seinem 
Unternehmen gewidmet und nach vielen langen 
Abenden an seinem Bürotisch war er bald einer der 
Besten seines Faches geworden. Als sich ein persönli-
ches Drama in Dox’ Leben abspielt und seine Vorge-
setzten nur mit demütigender Gleichgültigkeit auf 
eine kleine Bitte reagieren, ändert sich schlagartig 
alles. Von Rachegedanken angetrieben beschließt er, 
wieder Gerechtigkeit herzustellen.

Thomas Müller ist auch im echten Leben ein profi-
lierter Kriminalpsychologe. Der geschilderte Fall ist 
angeblich echt, weshalb die Erklärungen, worum es 

bei diesem Wirtschaftsdelikt eigentlich geht, dünn 
bleiben. Stattdessen rücken die Erklärungen in den 
Vordergrund, was passieren muss, damit sich ein 
Mensch nicht mehr mit seinem bisherigen Leben 
identifiziert und welchen zunehmenden Stellenwert 
menschliche Wertschätzung in unserer heutigen 
Arbeitswelt einnimmt. Dabei geht es immer auch um 
Macht, um faire Arbeitsbedingungen und Kommuni-
kation, um die Moral von Gesetzen und darum, wie 
unser Verhalten nicht zufällig ist.

Thomas Müller: Gierige Bestie. Erfolg – Demütigung – 
Rache. Ecowin Verlag: Salzburg 2006. 222 Seiten (laut 
Verlagsangabe 232), 22 Euro (E-Book: 14,99 Euro).

Eva Wackenreuther studiert Politikwissenschaft an der 
Universität Wien und schreibt für den Faktcheckingblog 
Fakt ist Fakt.

Ein neuer Sammel-
band von Stephan 
Grigat untersucht 
AfD und FPÖ auf 
Rechtspopulismus, 
völkischen Nationa-
lismus, Geschlech-
terbilder und 
Antisemitismus.

Blau und erfolgreich sind beide. Doch 
auch inhaltlich nähern sich die Alter-
native für Deutschland (AfD) und die 
Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) 
einander an, wie der Sammelband 
konstatiert, ohne die Unterschiede 
in Geschichte und Gegenwart der 
beiden Parteien und das „Potenzial 
für zukünftige Konflikte“ zu vernach-
lässigen. Die FPÖ könnte sich heute, 
wie Gerhard Scheit schreibt, auch 
„‚Alternative für Österreich‘“ nennen, 
weil sie den Deutschnationalismus der 
ehemaligen „PLO von Österreich“ (Jörg 
Haider) weitgehend aufgegeben hat. 
Wie die AfD zieht sie sich unter dem 
Primat der Innenpolitik immer mehr 
auf „die Frage der Souveränität des 
eigenen Landes“ zurück. Im rassisti-
schen „Kampf gegen die Islamisierung 
Ottakrings“, und eben nicht gegen 
Islamisierung per se, betreiben deshalb 
die „lautstark als ‚Kritiker‘ des Islam 
Auftretenden dessen Verharmlosung 
am entschiedensten“. Derweil die 
Linke auf antiisraelischem Kurs bleibt, 
können sie innenpolitisch Erfolge 
einfahren, indem sie „Israelsolidarität 
simulieren“.

Ein weiterer Fokus des Buches ist 
Geschlecht: Während Juliane Lang 
zur „Familien- und Geschlechterpo-
litik der AfD“ leider kaum über den 
Befund hinauskommt, dass die sich 
„immer weiter in Richtung völki-
scher Entwürfe“ entwickelt, arbeitet 
Karin Stögner die Korrespondenz des 
mutterschaftsbetonten „Differenzfe-
minismus nationalistisch-völkischer 
Prägung“ der FPÖ mit dem Ethnoplu-
ralismus heraus und erhellt, wie die 
„Welterklärung“ Antisemitismus sich 
vertretungsweise auch in Nationa-
lismus, Sexismus oder Homophobie 
äußert. Bei aller „Transformation 
des Antisemitismus“, die Heribert 
Schiedel analysiert, heißt das aber 
nicht, dass „das Feindbild ‚Jude‘ 
durch das Feindbild ‚Moslem‘ ersetzt“ 
worden wäre. Deshalb sind im Buch 
mehrfach gut begründete Absagen an 
den Kampfbegriff „Islamophobie“ zu 
finden. 

Insgesamt löst der Band, mit wenigen 
Schwachstellen, vor allem politisch ein, 
was der Herausgeber verspricht: neue 
Impulse in einer dringend notwendigen 
Diskussion.

Stephan Grigat (Hg.): AfD & FPÖ. An-
tisemitismus, völkischer Nationalismus 
und Geschlechterbilder. Nomos 2017, 
205 Seiten, 28,80 Euro.

Nikolai Schreiter studiert Politikwissen-
schaft an der Universität Wien. 

Alternativen für Deutschland und Österreich

Buch-Rezensionen

Konserven-Protest

Loyal bis zum Verrat
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Die Choreografie der Baukräne über den Dächern 
Lissabons versinnbildlicht eine der Facetten der 
wirtschaftlichen Kehrtwende, die Portugal unter sei-
ner Linksregierung glückt. Mitverantwortlich sind 
der Tourismusboom, steigende Auslandsinvestments 
und ein brummender Exportmotor. Nach Jahren der 
Tristesse ist nun knisternder Optimismus spürbar.
„Selbst der Exodus junger PortugiesInnen reversiert 
sich zum Glück“, sagt Luis Fonseca zu progress. Bis 
zur Krise noch im Seehandel und in Angola tätig, 
arbeitet er zurzeit als Chauffeur: „Meine beiden Söh-
ne, ein Architekt und ein Ingenieur, vor der Krise 
die Studien mit Quasi-Jobgarantie, sind im letzten 
Jahr wieder aus Lateinamerika zurück in ihre Hei-
mat gekommen“, freut er sich.

PRAGMATISCHER OPTIMIST. Während die 
Sozialdemokratie europaweit orientierungs- und 
zahnlos in Opposition oder Zweckehe-gleichen Koa-
litionskompromissen ihre Wurzeln vergisst, erfreut 
sich Premier António Costa großer Beliebtheit. Ein 
überaus pragmatischer Optimist, dem es geglückt 
ist, zur Stützung seiner sozialistischen Minderheits-
regierung die stets zerstrittene Linke – Kommunis-
tInnen (PCP) und Linksblock (BE) – zu einen. 

Was Costas Polit-Antagonist Ex-Vizeregierungschef 
Paulo Portas (CDS-PP) – nun bei Mexikos Ölkonzern 
Pemex tätig – zu dessen Amtseinführung „Gerin-
gonça“ nannte (zu Deutsch „schräges, unsolides 
Konstrukt“), funktioniert nun – aller Unkenrufe 
zum Trotz. 

Mehr noch, es gelang Costas Kabinett, der Wirt-
schaft Flügel zu verleihen. Costa sieht den Grund 
darin freilich pragmatisch: Er habe einfach alles 
exakt umgekehrt gemacht wie sein Vorgänger – der 
konservative Ex-Premier Pedro Passos Coelho (PSD). 

EINFACHES REZEPT. „Eineinhalb Jahre sind ver-
gangen, und der Teufel hat das Land nicht geholt“, 
sagte Costa Anfang Juni: „Wir haben das Land nicht 
neuerlich in eine Tragödie gesteuert. Ganz im Ge-

genteil.“ Wo die Vorgänger Pensionen und Gehälter 
gekürzt haben, um das Budget zu sanieren, habe 
man diese angehoben. Wo Steuern gestiegen seien, 
habe man diese gesenkt. „Das Rezept ist einfach“, 
so Costa: „Nicht mit Kürzungen saniert man den 
Haushalt, sondern mit dem Vertrauen der Familien 
und UnternehmerInnen.“ 

Was Jobs betrifft, blickten die Menschen nun 
sukzessive optimistischer in die Zukunft, sagt João 
Barata, der als Fotograf für eine Stadtgemeinde des 
Großraums Lissabon arbeitet: „Früher drehten sich 
Gespräche im Freundeskreis nur um die ‚Troika‘, die 
Krise und wie schlecht es allen geht, was Arbeits-
platzsicherheit, -konditionen oder eben Pensionskür-
zungen betrifft.“ Nun könne man wieder feiern. Sei 
es der Fußball-EM-Titel oder der Sieg beim Euro-
vision Song Contest, scherzt Barato: „In gewisser 
Weise hat sich die Kehrtwende auch in den Köpfen 
der PortugiesInnen vollzogen. Vom Pessimismus, der 
dominierte, zum Optimismus.“

Dafür setzt Costa populäre Maßnahmen. Etwa 
gegen die Energiearmut, oder das Anheben des 
gesetzlichen Mindestlohns um 25 Prozent binnen 
vier Jahren, der aktuell unter 650 Euro monatlich 
rangiert. Neben der Senkung der Mehrwertsteuer 
von 23 Prozent generell, in Hotellerie und Gast-
ronomie auf 13 Prozent. Oder die Rücknahme der 
Privatisierung der Fluglinie TAP Portugal. Costa 
surft auf einer Welle der Beliebtheit, was sich in 
Wahlsonntagsumfragen zeigt. Mehr als 42 Prozent 
würden den Premier wiederwählen.

Die Arbeitslosigkeit markierte im März bereits ihren 
Tiefststand seit sieben Jahren (9,8 Prozent laut 
Eurostat). Ein Defizit von 2,1 Prozent (2016) haben 
die Konten Lissabons seit der Nelkenrevolution 1974 
nicht mehr gesehen.

„Die Stimmung ist deutlich optimistischer als vor 
ein paar Jahren. Wenn ich durch die Straßen gehe, 
fällt mir auf, dass viel mehr TouristInnen unterwegs 

sind“, sagt Sven Haidinger, österreichischer Motor-
sportjournalist, der sich 2015 in Lissabon nieder-
gelassen hat. „Der Tourismusboom bringt natürlich 
Arbeitsplätze. Überall wird gebaut und renoviert, 
um die Stadt attraktiver zu machen.“ Es würden 
immer mehr Läden und Lokale aufsperren, deren 
Zielgruppe aber reiche TouristInnen seien. Oder 
die vielen EU-BürgerInnen, junge Selbständige und 
PensionistInnen, die es nach Portugal zieht. Erstere 
wegen der Lebensqualität, Zweitere wegen Steuerbe-
freiungen.

MUTIGER. „Meine portugiesischen FreundInnen 
verdienen zu wenig, um sich das leisten zu können“, 
sagt Haidinger weiter und warnt: „Lissabon läuft 
Gefahr, seine Authentizität und Identität zu verlie-
ren.“ Positiv bemerkt er einen einsetzenden Start-
up-Boom in der jungen Bevölkerung: „Die Portu-
giesInnen sind heute mutiger geworden, neue Wege 
unternehmerisch auszuprobieren.“ 

Dafür gewährt Wirtschaftsminister Mário Centeno 
(PS) Förderungen. Weiters soll forcierte Altersteil-
zeit den jungen arbeitslosen PortugiesInnen den 
Einstieg ins Berufsleben erleichtern und zugleich 
die Zahl der Teilzeit arbeitenden jungen Arbeitneh-
merInnen reduzieren, um deren Perspektiven zu 
steigern.

Dafür, dass Costa schön auf Linkskurs bleibt, und 
der EU und den Gläubigern die Stirn bietet, sorgen 
ohnehin die PCP, und allen voran BE-Chefin Cata-
rina Martins. Sie mäßigte nach Drohungen um ein 
Euro-Austritts-Referendum zwar den Ton. Doch for-
dert sie im progress-Interview vehement ein, „dass 
der Aufschwung sich auf die Lebensqualität der Ar-
beitnehmerInnen und deren Rechte positiv auswirkt. 
Die Regierung muss ihr Versprechen halten, und 
den grundlegenden Verpflichtungen gegenüber den 
ArbeiterInnen nachkommen.“

Jan Marot studierte Publizistik und Kommunikations-
wissenschaft an der Universität Wien.

Portugal surreal
Europa driftet immer weiter nach rechts. Mit Ausnahme von Portugal, 

mit seiner Linksregierung unter Premier António Costa – auf deren 
Erfolge die GenossInnen der EU-Partnerstaaten neidvoll blicken.
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 Kommunismus! 
 Wie endlich alles besser wird … 
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 Arbeitswertlehre 

Keine „Lehre“, sondern die Kritik der 
politischen Ökonomie, die sich nicht 
mit der Banalität erledigt, dass sich der 
Preis der Waren nicht durch die Arbeit 
„berechnen“ lässt. 1. weil Marx im 
Kapital erklärt, dass der Wert der Ware 
keinen Rechtsanspruch der Produ-
zentInnen bezeichnet, sondern das 
Ergebnis eines Konkurrenzkampfes, 
der sich hinter dem Rücken der 
ProduzentInnen abspielt. 2. weil man 
schon kapieren muss, warum Arbeit 
Wert schafft, aber Maschinen – selbst 
Arbeitsprodukte – ihn nur übertragen, 
man die Wissenschaft von der Ökono-
mie auf die vulgärökonomische 
Flachheit reduziert, das Phänomen, 
dass jeder für seine Ware verlangt, was 
er kriegen kann, für den Begriff der 
Sache zu halten. 3. Näheres bei Marx!

 Ausbeutung 

hat mit einem moralischen Vorwurf 
nichts zu tun. Ausbeutung wird durch 
 KapitalistInnen dadurch erreicht, 
dass sie  LohnarbeiterInnen unbe-
zahlte Mehrarbeit verrichten lassen, 
indem deren Arbeit ein wertvolleres 
Produkt produziert, als ihre Bezahlung 
kostet. Ausbeutung bezeichnet die 
trostlose Rolle der produktiven 
ArbeiterInnen, für diesen Zweck in 
Haftung genommen zu werden und ist 
insofern kritisch gemeint. Die Forde-
rung eines gerechten Lohns, der den 
ArbeiterInnen die Arbeit wirklich 
entgilt, ist mit der Kritik der Ausbeu-
tung nicht verbunden. Diese Forderung 
übersieht nicht nur, dass nicht die 
Arbeit, sondern Ware  Arbeitskraft 
bezahlt wird – sie geht auch von der 
Trennung aus, die das  Privateigen-
tum zwischen Reichtum und 
ArbeiterInnen zieht.

 Abstrakte Arbeit 

ist nicht zu verwechseln mit einer 
bestimmten Tätigkeit, die einen 
bestimmten Nutzen erzeugt, sondern 
bezeichnet die Eigenschaft der Arbeit, 
den Wert der Waren zu produzieren 
– in einem proportionalen Verhältnis 
zur Arbeitsdauer. Dieser Begriff stellt 
klar, dass das Lob der Arbeit sich mit 
Marxismus nicht verträgt. Arbeit ist als 
Lebensnotwendigkeit jenseits von Lob 
oder Verdammung, immer mehr Arbeit 
für immer mehr Wert ist der Zweck der 
kapitalistischen Produktionsweise. 
Marx hat es behauptet, die VWL hat es 
bezweifelt – aber KapitalistInnen 
praktizieren das Wertgesetz, wenn sie 
in ihren Maßnahmen ihr Kapital zu 
seiner Vermehrung einsetzen, also 
darum konkurrieren, möglichst viel 
abstrakte Arbeit bei sich zu versam-
meln und gleichzeitig das Maß dieser 
Konkurrenz immer höher zu schrau-
ben, also Arbeit bei sich zu reduzieren, 
die die Konkurrenz noch aufbringen 
muss (vgl.  Arbeitswertlehre 
 Produktivkräfte).

 Arbeitskraft 

Während die Arbeitskraft allgemein in 
der physischen Fähigkeit des Individu-
ums besteht, die Natur zu seinem 
Zweck zu verändern, besteht die 
kapitalistische Variante dieses Um-
stands darin, dass die Arbeitskraft 
Ware sein darf. Als solche wird sie 
veräußert, auf dass ihre KäuferInnen 
sie für diese Periode – die Arbeitszeit 
– frei zu ihrem Zweck einsetzen 
können. Insofern ist der Satz unwahr, 
dass Arbeit bezahlt wird. Bezahlt wird 
dder Wert der Ware Arbeitskraft, nicht 
der der Arbeit, denn ihr 
Produkt gehört dem Kapital. Weil 
ArbeiterInnen nicht versklavt sind, 
gewinnen sie jeden Abend die 
Verfügung über ihre Arbeitskraft 
zurück, um sich erholen zu können 
(für den nächsten Tag).

 Dialektik 

Eine Wunderwaffe, mit der man 
Widersprüche rechtfertigt, ohne sie zu 
erklären, weshalb sie sich besonders in 
Uni-Seminaren bestens bewährt.

 Gebrauchswert &  
 Tauschwert 

Was an Arbeitsmitteln und an Genuss-
mitteln, also sachlichem Reichtum, zur 
Verfügung steht, macht zunächst den 
Reichtum jeder Gesellschaft aus. 
Im Kapitalismus gewinnt dieser 
Gebrauchswert-Reichtum zusätzlich die 
Qualität des Tauschwerts: Die nützli-
chen Dinge haben Wert, weil sie 
tauschbar sind. Diese zweite Qualität 
der Ware drückt sich in  Geld aus.

 Geld 

ist materialisierte, quantifizierte und 
ausschließende Kommandomacht über 
Produkte und Arbeit. Die irrationale 
Gestalt des  Privateigentums als 
Ding, auf dem die politische Ökonomie 
des Kapitalismus beruht.

 LohnarbeiterInnen,  
doppelt freie

Die/Der LohnarbeiterIn bezeichnet 
eine recht kümmerliche Gestalt, die 
über die Mittel ihres eigenen Lebens 
nicht verfügt, aber dabei tun und 
lassen kann, was sie will. Durch den 
 privateigentümlichen Ausschluss von 
den  Produktionsmitteln sind die 
LohnarbeiterInnen auf den Verkauf 
ihrer Arbeitskraft angewiesen, was ihre 
Freiheit recht bescheiden ausfallen 
lässt.

 Entfremdung 

Entgegen modernen Gerüchten 
bezeichnete Marx mit der Entfremdung 
nicht Kapitalismuskritik als Sinnfrage, 
sondern den Umschlag des Eigentums-
gesetzes (MEW 23, S. 609–611), 
wonach nicht mehr eigene Arbeit das 
 Eigentum am Produkt begründet, 
sondern die  kapitalistische Meister-
leistung, alle Elemente des Produkti-
onsprozesses zu bezahlen. Für die 
ArbeiterInnen bedeutet dies auch, dass 
ihre Arbeit in der Unterordnung unter 
den vom Kapital organisierten Produk-
tionsprozess besteht. Die – reale 
– Absurdität besteht darin, dass die 
Arbeit nicht das Mittel derer ist, die 
arbeiten.

 Freiheit & Gleichheit  

Keine Werte, die im Kapitalismus vor 
die Hunde gehen, sondern die realen, 
juristischen Bedingungen, unter denen 
 Lohnarbeit und  Kapital sich 
begegnen. Diese Bedingungen 
bestehen in der realen Abstraktion 
davon, was die gegensätzlichen 
Interessen ausmacht und worüber sie 
verfügen. Kapital und Arbeit begegnen 
sich als Personen auf dem Markt, wo 
sie einen höchst ungleichen Tausch 
machen, der die Verfügung über die 
Ware Arbeitskraft gegen Lohn entgilt. 
Dass Freiheit und Gleichheit eine 
ungemütliche Sache sind, lässt sich 
auch daran studieren, dass die 
ArbeiterInnen anders in den Produkti-
onsprozess eintreten (MEW 23, 
S. 189–191), als sie aus ihm 
herausgehen (MEW 23, S. 319f.).

 Krisen 

kommen und gehen, machen jedenfalls 
dem Kapitalismus leider nicht den 
Garaus.

Nach 150 Jahren ist Das Kapital von Karl Marx in aller Munde, seine Theorie und  
kommunistische Kritik sind aber weitgehend vergessen. Was die zu bieten haben,  

soll dieses ABC skizzieren.

 ABC des Kommunismus 
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 Hegel 

muss man nicht gelesen haben, um 
Marx zu verstehen (dafür müsste man 
Marx lesen).

 historisch erkämpft 

ist die Gleichberechtigung der Prole-
tarierInnen mit ihren ArbeitgeberIn-
nen, ebenso wie alles Soziale an der 
Marktwirtschaft, was für keinen der 
beiden Erfolge spricht. Während zu 
ersterem mit  Freiheit und Gleichheit 
das Nötige gesagt ist, besteht die 
Errungenschaft des Sozialstaats einfach 
darin, von den Schädigungen der 
 Lohnarbeit auszugehen, um diese zu 
kompensieren und die Lebenslüge des 
Lohns wahrzumachen, von ihm „leben“ 
zu können. Der Sozialstaat erhält die 
Gesellschaft, die ihn nötig macht, weil 
er sie affirmiert. Und ProletInnen leben 
als „einfache Leute“ vor sich hin, weil 
und solange sie sich ein Leben außer-
halb der Organisationsformen moder-
ner Armut nicht vorstellen mögen.

 Industrielle  
 Reservearmee 

Arbeitslose; ein Produkt des kapitalisti-
schen Einsatzes der  Produktivkräfte, 
wobei die Industrielle Reservearmee 
nicht entsteht, weil die ArbeitgeberIn-
nen keine Arbeit „geben“, sondern weil 
das Kapital die Lohnarbeit so anwen-
det, wie es für seine Verwertung 
zuträglich ist. Mit ihrer Konkurrenz 
entfalten die Arbeitslosen segensreiche 
Wirkungen auf den Arbeitsmarkt, wo 
das Kapital durch Lohndrückerei 
seinen  Profit steigern kann.

 KapitalistIn 

Der Eigentümer von Kapital, der die 
 doppelt freien Lohnarbeiter für 
seinen Profit  ausbeutet. Als solcher 
hat er keinen schlechten Charakter, 
sondern betätigt sich als Charaktermas-
ke, womit gemeint ist, dass er als bloße 
Personifikation einer ökonomischen 
Kategorie handelt. Gibt es nicht nur in 
männlich, wie schon früh eine „Dame 
mit dem gemütlichen Namen Elise“ 
bewies (MEW 23, S. 269).

 Kommunismus 

Kein Ideal, wonach die Wirklichkeit 
sich zu richten haben wird, sondern 
die wirkliche Bewegung, welche den 
jetzigen Zustand aufhebt.

 MEW 

Marx-Engels-Werke. MEW Band 23 = 
Das Kapital Bd. 1. Lesen!

 Müllhaufen der  
 Geschichte 

Bestimmungsort aller theoretischen 
Schriften der Agenda Austria.

 Privateigentum 

Im Unterschied zum Besitz einer Sache 
bezeichnet Privateigentum nicht den 
schlichten Umstand, über eine Sache 
(zwecks ihrer Konsumtion) zu verfü-
gen, sondern die Willkür, sie anderen 
vorzuenthalten. Seine bestechende 
Durchschlagskraft erhält dieses Recht, 
wo es das Produktionsverhältnis des 
Kapitals kodifiziert, also dem Kapital 
sein Monopol auf den Reichtum der 
Gesellschaft sichert, während es den
LohnarbeiterInnen die Unsicherheit 
ihrer Existenz garantiert. Deswegen 
muss es beseitigt werden.

 Produktionsmittel 

(auch: Rohstoffe, Maschinen, Gebäude) 
gehören dem Kapital, was dieses zur 
herrschenden Klasse qualifiziert. An 
den Produktionsmitteln hantieren 
diejenigen, die sie nicht haben, zum 
Wohle derjenigen, die damit „Arbeits-
plätze schaffen“. Dieser verantwor-
tungsvolle Beruf besteht in der 
eigentümlich eigennützigen Handlung, 
andere für sich arbeiten zu lassen – auf 
der schlichten Grundlage des  Privat-
eigentums an den Produktionsmitteln.

 Produktivkräfte 

werden gesteigert, damit am Preis der 
Arbeit gedreht wird. Das Kapital 
verändert das Verhältnis von Vor- und 
Überschuss, indem es den Wirkungs-
grad der Arbeit erhöht, mittels neuer 
Technologie und Arbeitsmethoden, was 
keine Wohltat für die arbeitende 
Menschheit ist, weil sie gleich doppelt 
auf ihre Kosten geht: 1. wird ihre 
Arbeit nicht weniger, sondern überflüs-
sig, was zur Bildung einer  Industriel-
len Reservearmee führt. 2. wird die 
bezahlte Arbeit der nicht entlassenen 
Mannschaft reduziert, was schlecht ist 
für Leute, die ausgerechnet davon 
leben, möglichst viel von ihrer Arbeit 
zu verkaufen. Die Verringerung der 
bezahlten Arbeit ist die Senkung der 
Lohnstückkosten, wodurch das Kapital 
den Ausschluss der ArbeiterInnen von 
ihrem Produkt steigert, also seinen 
 Profit.

 Profit (auch Gewinn) 

besteht im Geld-Überschuss, den 
KapitalistInnen realisieren, wenn 
Waren verkauft werden und dabei 
mehr einstreichen, als sie in ihrem 
Vorschuss (Arbeitskräfte, Produktions-
mittel usw.) investiert haben. Da der 
Profit für mehr Profit reinvestiert wird, 
also maßlos ist, steht er im Ruch, dem 
Gemeinwohl zu widersprechen, was 
nicht gerecht ist, weil er als Bedingung 
allen andern Einkommens (Zinsen, 
Renten, Gehälter) genau das Gemein-
wohl stiftet, das der Kapitalismus 
zustande bringt: Wirtschaftswachstum!

 Utopien 

gehen nicht, weshalb realitätsbewusste 
ZeitgenossInnen gerne den  Kommu-
nismus als eine solche bezeichnen. 
„Phantastische Gemütsschwärmerei“ 
(MEW 4, S. 3) war allerdings Marx und 
Engels eher peinlich, weshalb sie neben 
ihrem Programm der „Entwicklung des 
Sozialismus von der Utopie zur 
Wissenschaft“ auch polemisch Stellung 
bezogen haben. GegnerInnenschaft 
gegen die kapitalistische Produktions-
weise verlangt nämlich Kenntnisse und 
nicht bloß Absichten.

 verkürzte Kritik 

ist ein antikritisches Modewort, das 
falsche Einwände gegen den Kapitalis-
mus als guten Ansatz, der leider nicht 
weit genug getrieben wurde, würdigt. 
Gehört auf den  Müllhaufen der 
Geschichte.

Fragen & Einwände aufschreiben und 
an abcdesmarxismus@hotmail.com 
schicken!

Dragana Komunizam hat Politikwissen-
schaft an der Universität Wien studiert.



chen hinterherzulaufen, wird der 
Fokus dann wirklich kontraproduktiv 
und bindet Ressourcen, die anderswo 
gebraucht werden. Doch einflussrei-
chen rechtsextremen Akteur_innen 
das Leben schwer zu machen, den Ver-
suchen von Diskursverschiebung nach 
rechts und Eroberung immer neuer 
gesellschaftlicher Räume entgegenzu-
treten, ist eine wichtige Aufgabe des 
Antifaschismus. 

HAND IN HAND. Die Perspektive auf 
eine befreite Gesellschaft ist auch ein 
Blick auf eine Welt, in der reaktionäre 
Kräfte und ihre Ideologien ein für alle 
Mal auf den Müllhaufen der Geschich-
te verbannt worden sind. So ist es 
unerlässlich, diese Kräfte im Hier und 
Jetzt zu bekämpfen, ihnen das Leben 
so schwer wie möglich zu machen. 
Denn je stärker sie werden, desto 

Ist der große Zeitaufwand, den Anti-
faschist_innen betreiben, um rechte 
Strukturen und Ideologien in Schach 
zu halten, dem Einsatz für die Über-
windung des Bestehenden hinderlich? 
Oder ist ein Vorgehen gegen reaktio-
näre Zuspitzungen des Status Quo für 
die Perspektive auf eine Revolution 
sogar notwendig? Ist die Verteidi-
gung der „bürgerlichen, kapitalisti-
schen Gesellschaft vor ihren eigenen 
Kreaturen“ aus kommunistischer 
Sicht überhaupt vertretbar? Die hier 
skizzierten Fragen führen regelmäßig 
zu Unstimmigkeiten, werden als Kritik 
an antifaschistischem Aktivismus kurz 
hitzig andiskutiert und erlöschen dann 
ebenso schnell wieder. Bis zum nächs-
ten Anlass. 

KONKURRENZ, DIE KEINE IST. 
Hier wird eine Situation imaginiert, 
in der Antifaschismus und Kommunis-
mus einander ausschließen. Das mag 
vom Zeitaspekt und der Notwendigkeit 
einer Gewichtung in der alltäglichen 
Arbeit her seine Berechtigung haben, 
ganz so einfach ist es jedoch nicht. 
Der früher recht verbreitete Ansatz, 
dass antifaschistische Arbeit an sich 
revolutionäre Potentiale hat, ist heute 
mehrheitlich überwunden. Praktisch 
ist antifaschistischer Abwehrkampf je-
doch oft Voraussetzung für die Arbeit 
am Projekt der befreiten Gesellschaft. 
In einer sich autoritär formierenden 
Gesellschaft, in der Rassist_innen 
auf dem Vormarsch sind, die Polizei 
sich militarisiert und der Druck auf 
Aktivist_innen durch Überwachung 
und zunehmende Repression wächst, 
wird es eng bezüglich der notwen-
digen Freiräume für die Arbeit an 
unserer Zukunft. Diesen Entwicklun-
gen nach Kräften entgegenzutreten, 
um zumindest die weitere negative 
Zuspitzung des ohnehin prekären und 
unwirtlichen Status Quo mit all seinen 
tagtäglichen Zumutungen zu verhin-
dern, ist die Aufgabe des Antifaschis-
mus. Er steht dabei immer unter dem 
Anspruch der Adäquanz und darf nie 
zum Selbstzweck werden. Denn wo 
man beginnt, jeder kleinen Aktion 
unbedeutender rechtsextremer Grüpp-

 Antifa meets Communism:  
 (Not) A Lovestory 

 Die Debatte um das Verhältnis von Kommunismus und Antifaschismus erhitzt  
 verlässlich die Gemüter. Eine Beziehungsanalyse. 
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weiter rückt das Ziel der Überwin-
dung der bürgerlich-kapitalistischen 
Gesellschaft hin zum Kommunismus 
in die Ferne. Trotz dieses Ineinan-
dergreifens der beiden Arbeitsfelder 
sehen sich Antifaschist_innen des 
Öfteren mit dem Vorwurf konfrontiert, 
keine „wirklichen“ Kommunist_innen 
– alternativ auch Anarchist_innen 
– zu sein. So beispielsweise, als das 
NOWKR-Bündnis – das sich durchaus 
und ausdrücklich als kommunistisch 
verstand – in seinem Aufruf zu den 
Protesten gegen den Akademikerball 
2015 schrieb, dass sie als Antifaschis- 
t_innen „die bürgerliche Gesellschaft 
stets gegen ihre eigenen Geschöpfe 
verteidigen“. Für das hier gebrachte 
Verständnis von Antifaschismus als 
Verteidigung jener Zustände, die man 
als Kommunist_in doch eigentlich 
überwinden möchte, hagelte es Kritik. 

Die Formulierung ist durchaus provo-
kant, vielleicht auch nicht sonderlich 
glücklich gewählt. Inhaltlich ist sie 
dennoch richtig: Antifaschistische 
Abwehrkämpfe sind im Bestehenden 
ein notwendiges Übel, um sich als 
Kommunist_innen die Handlungsfä-
higkeit zu bewahren.

Die „Verteidigung der bestehenden 
Verhältnisse“ ist auch unter einem an-
deren Gesichtspunkt eine irreführende 
Formulierung. Denn gerade linksradi-
kale Gruppen analysieren Phänomene 
des Rassismus, Sexismus, Antisemitis-
mus und anderer zu überwindender 
reaktionärer Ideologien nicht bloß für 
sich, sondern aus den Verhältnissen 
heraus. Sprich: Rassismus ist kein Pro-
blem der extremen Rechten, irgend-
welcher Randgruppen oder fanatisier-
ter Sekten, sondern der Gesellschaft 
als Ganze. Das gilt im doppelten 
Wortsinn. Zum einen formieren sich 
diese Ideologien unter den Bedingun-
gen der derzeitigen gesellschaftlichen 
Verfasstheit, sind in Auftreten und 
Spielform eng damit verflochten. Zum 
anderen sitzen sie auch in der Mitte 
der Gesellschaft, an den Universitäten 
und in Parlamenten, den Stammti-
schen und Arbeitsplätzen. Genau dort 
gilt es ihnen auch entgegenzutreten. 
Eine Gesellschaft ohne diese reaktio-
nären Ideologien ist nur jenseits ihrer 
bürgerlich-kapitalistischen Grundfes-
ten zu denken. 

Mit Antifaschismus alleine kommt 
man dem Kommunismus kein bisschen 
näher, ohne ihn aber erst recht nicht. 
Solange die Verhältnisse nicht fallen, 
bleibt Antifaschismus notwendig, um 
als Linke auf Dauer handlungsfähig zu 
bleiben. Das NOWKR-Bündnis brachte 
diesen Schluss in einem Interview auf 
den Punkt: „Als Antifaschist_innen 
rufen wir dazu auf, Nazis und reaktio-
nären Ideologien auf allen Ebenen und 
mit allen Mitteln entgegenzutreten. 
Unser Ziel als Kommunist_innen ist, 
diesen Kampf überflüssig zu machen.“ 

Miriam Raskova studiert Politikwissen-
schaft an der Universität Wien.
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Leben bestreiten zu müssen, bejahen 
sie die Lebenslüge, dass es sich bei 
Lohn um ein geeignetes Mittel zum 
Bestreiten des eigenen Lebens han-
delt, und richten sich nicht gegen den 
Kapitalismus, sondern die Privilegien 
anderer Lohnabhängiger.

Wer davon ausgeht, dass Geld-Ausge-
ben das Gegenteil von Armut bedeutet, 
macht aus Armut eine Art Wettkampf: 
Wer ist noch ärmer? Ist die Frisörin 
nicht doch privilegiert? So findet sich 
immer jemand, der noch ärmer ist – die 
Absicht dieser Kritik ist schließlich der 
Vergleich. In dieser Art wird über klas-
sistische Privilegien gesprochen: Man 
dürfe sie zwar haben, bloß raushän-
gen lassen oder sich fälschlicherweise 
als arm bezeichnen, das passe nicht! 
Dieser ehrenwerte Status gebührt bloß 
jenen, die es „verdienen“. Ein absurder 
Wettkampf, der die gesellschaftlichen 
Verhältnisse, in denen Massen von 
Leuten arm dran sind, affirmiert.

Manövriermasse. Der Fehler, 
besser bezahlte Arbeiter_innen als 

Vermehrt liest man in linken Kontex-
ten Aufforderungen, „klassistische Pri-
vilegien zu reflektieren“. Arm dürfen 
sich, so heißt es, nur jene nennen, die 
richtig arm sind; nicht jene, die bloß 
zu viel Geld ausgegeben haben. Nun 
soll nicht gesagt werden, dass es nicht 
immer noch ärmer lebende Menschen 
gibt: Das Nebeneinander der Fach-
arbeiterin, die sich hin und wieder 
einen Saunabesuch leisten kann, und 
Menschen allerorts, die kaum genug 
Geld für Brot haben, ist ebenso banal 
wie übel. Aber: Anerkennung für diese 
Tatsache zu fordern, ist nicht bloß 
keine Kritik des Kapitalismus, sie fußt 
auf falschen Annahmen über Lohnab-
hängigkeit, Armut und Bedürfnisse.

Hartz 4 von links. Die Hierar-
chisierung in Luxusbedürfnisse (nicht 
immer nur Nudeln mit Sauce, auch 
mal warme Schuhe und eine bequeme 
Hose) ergibt sich überhaupt erst, weil 
Menschen allerorts zu wenig Geld 
haben, ihre Bedürfnisse zu befriedigen, 
und jene streichen müssen, die nicht 
absolut lebensnotwendig sind. Wer 
diese Notsituation für die Wahrheit 
über Bedürfnisse und Privilegien hält, 
bejaht so manche verkehrte Ideologie 
der kapitalistischen Ökonomie; aus der 
neuen Handtasche an sich ergibt sich 
die Kategorie „Luxusbedürfnis“ nicht.

Was „wirkliche Armut“ und Privilegien 
ausmacht, ist einer linken Veranstal-
tungseinladung zu entnehmen, die 
jüngst verlautbarte: „Klassismus = 
keine Reflektion zu eigenen Privile-
gien haben; davon reden, ‚arm‘ zu 
sein, weil das Konto wegen zu vieler 
Ausgaben alle ist“. Hier äußert sich 
ein interessantes Differenzierungs-
vermögen zwischen arm und arm. 
Schließlich besteht die ökonomische 
Lage von allen, die jeden Monat 
zurück auf Los und das bestenfalls 
mit spärlichen Reserven müssen, auch 
nur darin, dass sie sich ein Leben lang 
um die Beschaffung von Geld küm-
mern müssen – also von der Hand in 
den Mund leben. In den Augen der 
Klassismus-Kritiker_innen ist diese 
Lage allerdings ein Privileg. Anstatt 
das Elend anzukreiden, als Mensch 
eine konstante Variable des Kapitals 
zu sein und mit dem Ertrag davon sein 

privilegiert zu fassen, wird an der 
gemeinsamen Lage der mehr oder 
minder verarmten Lohnabhängigen 
nochmals deutlich: Es ist das üble 
Los aller Lohnabhängigen, immer 
wieder Bedingungen (über Ausbil-
dung und andere Selbstoptimierung) 
an sich herzustellen – in der Hoff-
nung, dass diese Zurichtung aufgeht 
und man sich zu den Glücklichen, 
die ihre Arbeitskraft verkaufen 
dürfen, zählen kann. Es ist eine 
Lage, in der man nicht mehr als die 
Manövriermasse des Kapitals ist: 
Student_in, Maler_in wie Arbeitslo-
se sind davon abhängig, angestellt 
zu werden; ein abgeschlossenes 
Studium bewahrt nicht davor, seine 
Arbeitskraft verkaufen zu müssen. 
Rechnen sie sich in der Kalkulation 
ihrer Arbeit„geber“_innen nicht, 
war es das mit ihrem Lohn, den sie 
zum Leben brauchen. Seine Höhe ist 
wiederum davon abhängig, wie viele 
andere ähnlich prekäre Gestalten 
dasselbe können wie man selbst, und 
ob diese Fertigkeit sich verwerten 
lässt. 

Linke Aufklärung über den Kapitalis-
mus hätte nicht nach vermeintlichen 
Privilegien innerhalb dieser ohnmäch-
tigen Lage zu suchen, sondern die 
Gemeinsamkeit der Abhängigkeit zu 
betonen und zur Grundlage von Praxis 
zu machen. Ein Fortschritt wäre es 
allemal, wenn sich der Kassier und die 
Facharbeiterin nicht gegenseitig ver-
achten, sondern ihre gemeinsame Lage 
– die der Lohnabhängigkeit – erkennen 
würden.

Das Problem Kapitalismus. 
Damit soll nicht bestritten werden, 
dass es ein sehr bitteres Los ist, 
etwa von Mindestsicherung leben zu 
müssen. Der Klassismus-Diskurs aber 
ist eine falsche Kritik an den Verhält-
nissen, die dieses Elend erzeugen. Sie 
reduziert Kapitalismus auf eine Ideo-
logie zur Abwertung von Armut und 
abstrahiert davon, dass Armut im Ka-
pitalismus nützlich ist. So lassen sich 
mit dem Hinweis auf viele Arbeitslose 
als potentieller Ersatz Löhne hervor-
ragend drücken: Irgendwer wird es 
notgedrungen schon billiger machen! 
Am Existenzminimum ist man nicht 
wegen des Dünkels oder der Arroganz 
boboisierter Parteigänger_innen ka-
pitalistischer Leistungsideale. Ebenso 
wenig ist der Lohn aufgrund der ver-
meintlichen Privilegien der noch nicht 
vollends Verarmten so gering: Arm ist 
man aufgrund seiner ökonomischen 
Lage. Diese ist aber nicht damit er-
klärt, dass die tatsächlich existierende 
Differenz von Normalzustand (kann 
sich Heizen leisten) und Ausnahme 
(kann sich nichtmal das leisten) gegen 
die Erklärung derselben Differenz 
gerichtet wird. Die einen sind lohn-
abhängig und verdienen Lohn, die 
anderen sind lohnabhängig, verdie-
nen hingegen keinen oder einen sehr 
geringen Lohn. Die Brutalität, sonst 
kein Lebensmittel zu haben, sondern 
vollständig von der Kalkulation des 
Kapitals abhängig zu sein, zeichnet 
beide aus. Wenn linke Kritik sich einen 
Begriff über Armut machen will, hat 
sie eben diese Lage zu ergründen und 
zu kritisieren.

Dragana Komunizam hat Politikwissen-
schaft an der Universität Wien studiert.

 Armut abschaffen, nicht anerkennen! 
 Zur Schwierigkeit des Klassismus-Begriffs 
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Viele der bedeutendsten VertreterInnen der Arbei- 
terInnenbewegung waren nicht jüdisch. Ebenso wa-
ren die meisten RevolutionärInnen, SozialistInnen 
oder KommunistInnen nicht jüdisch. Und dennoch 
trugen Juden und Jüdinnen gemessen an ihrem 
Bevölkerungsanteil überproportional zur Entwick-
lung des Marxismus bei. Dies zeigt sich bereits an 
den Gründerfiguren dieser Bewegung: Karl Marx, 
Moses Hess, Ferdinand Lassalle, Rosa Luxemburg 
und Leo Trotzki wurden zu regelrechten Ikonen der 
internationalen ArbeiterInnenbewegung. Ihre jüdi-
sche Herkunft und die „Judenfrage“ beachteten die 
meisten von ihnen kaum. Antisemitismus war für 
sie Symptom der kapitalistischen Gesellschaft und 
würde in einer klassenlosen Gesellschaft nicht mehr 
existieren. Juden und Jüdinnen hätten sich im Lauf 
der Zeit assimiliert. 

Als Leo Trotzki in seinem Wiener Exil die Oktoberre-
volution plante, hätte er auch Vertreter des „Bunds“ 
oder der „Poale Zion“ treffen können. Beides jüdi-
sche Arbeitervereinigungen, die von Assimilation 
nichts wissen wollten. Sie kämpften explizit für die 
jüdischen ArbeiterInnen. Mit dem Ausbruch der 
Oktoberrevolution blickte die ganze Welt auf Russ-
land, die Hoffnung auf eine gerechtere Welt weckte 
vielerorts große Erwartungen. Der bewusste Bruch 
der Sowjets mit dem Antisemitismus des Zarenreichs 
euphorisierte viele Juden und Jüdinnen, die begeis-
tert im neuen Staat und an der Entwicklung eines 
neuen Menschen mitarbeiteten. Gleichzeitig litt 
vor allem die jüdische Bevölkerung in den Schtetln 
unter der neuen Wirtschaftspolitik und der religi-
onsfeindlichen Haltung.

Sowjetisches Zion. In Wien verwies die jüdi-
sche, liberale Zeitung Dr. Blochs Wochenschrift am 
14. Dezember 1917 stolz auf die jüdische Herkunft 
Trotzkis: „Trotzki hat seine Zugehörigkeit zum Ju-

dentum nie verleugnet, und als in einer politischen 
Diskussion ein Redner auf seine Abstammung die 
Anspielung machte, erwiderte er, er habe doch nie 
Ursache gehabt, seine Abstammung zu bedauern, 
der er ein geschärftes Verständnis für das Men-
schenelend der Vergangenheit und für die Aufgaben 
sozialer Gerechtigkeit in der Zukunft vielleicht zu 
danken habe.“ Kein Jahr später wurde in Wien die 
Kommunistische Partei Deutsch-Österreich gegrün-
det. Von Beginn an nahmen einige jüdische Ge-
nossInnen bedeutende Positionen in der Bewegung 
ein, andere leisteten ihr Leben lang Parteiarbeit im 
Hintergrund. So Prive Friedjung, sie stammte aus 
einem Schtetl in Galizien, in den 20er-Jahren kam 
sie nach Wien und schloss sich der kommunistischen 
Partei an. Als es für sie nach dem Verbot der Partei 
1933 und dem Februaraufstand 1934 immer schwie-
riger in Wien wurde, emigrierte sie in die Sowjet-
union. In diesem Jahr kam es auch zu der offiziellen 
Gründung von Birobidschan, das als autonomes 
Siedlungsgebiet für jüdische Sowjetbürger gedacht 
war. Das Projekt des sowjetischen Zion scheiterte 
an den schweren klimatischen Bedingungen und 
einer mangelnden logistischen Umsetzung, an der 
der verschwindende Wille an einer Forcierung einer 
jüdisch-sowjetischen Nation ablesbar war. 

Paradies auf Erden. Bereits in diesen Jahren 
fanden die ersten Schauprozesse statt, die sich vor 
allem gegen (vermeintliche) trotzkistische Ab-
weichlerInnen richteten, unter ihnen auch etli-
che JüdInnen. Zu Kriegszeiten war hingegen das 
Jüdische Antifaschistische Komitee auf Tour, um für 
Unterstützung im Krieg gegen Nazi-Deutschland zu 
werben. 1948 wurde dieses Komitee aufgelöst. Es 
folgten die sogenannten „Schwarzen Jahre“, in de-
nen zahlreiche jüdische wie nicht-jüdische Personen 
verurteilt, verschickt und ermordet wurden. Das sta-
linistische Terrorsystem erreichte in diesen Jahren 

seinen Höhepunkt. Prive Friedjung befand sich zu 
dieser Zeit bereits wieder in Wien und arbeitete für 
sowjet-nahe Betriebe. Zu Zeiten des Kalten Krieges 
erlebte sie die feindliche Stimmung gegenüber der 
KPÖ, einer Partei, die in Österreich immer mehr 
in der politischen Bedeutungslosigkeit versank. 
Enttäuscht durch den innerparteilichen Umgang mit 
Mitgliedern und einer fehlenden Auseinanderset-
zung mit den Ereignissen in Ungarn und Prag, trat 
sie 1969 aus der Partei aus. 14 Jahre später trat sie 
ihr wieder bei, in der Hoffnung, die Partei würde die 
richtigen „Formen finden, die richtigen Wege gehen, 
um ihre Funktionen zu erfüllen“. Zu dieser Zeit 
hatte in der Sowjetunion die Refusenik-Bewegung 
und in Folge die Emigration sowjetischer Juden und 
Jüdinnen eingesetzt. Die meisten wanderten über 
Wien aus, einige blieben. Prive Friedjungs Memoi-
ren tragen den Titel „Wir wollten nur das Paradies 
auf Erden“ und erzählen vom Traum einer jungen 
Frau aus einem Schtetl von einer gerechteren Welt. 
Lebensgeschichten, die von diesem Traum und oft-
mals von dessen Scheitern erzählen, werden in der 
Ausstellung im Jüdischen Museum Wien die jüdische 
Geschichte des Kommunismus – auf sowjetischer 
und auf österreichischer Seite – veranschaulicht. 

* Elie Wiesel: Das Testament eines ermordeten jüdi-
schen Dichters

Ausstellungshinweis: Genosse. Jude. Wir wollten nur 
das Paradies auf Erden. 6. Dezember 2017 bis  
29.  April 2018, Jüdisches Museum, Dorotheergasse 11, 
1010 Wien

Gabriele Kohlbauer-Fritz ist Kuratorin im Jüdischen 
Museum Wien und Sammlungsleiterin. 

Sabine Bergler ist wissenschaftliche Mitarbeiterin im 
Jüdischen Museum Wien. 

 Jüdische GenossInnen  
 „Wir müssen Revolution machen, weil Gott es uns befiehlt.  

 Gott will, daß wir Kommunisten sein   sollen!“ * 
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viele hunderte Subkategorien mehr. 
Die Legende besagt, dass Kommunis-
musmemes durch die Präsidentschafts-
kandidatur von Bernie Sanders 2015 
eine breite Öffentlichkeit bekommen 
haben und seitdem nicht mehr auf-
zuhalten sind. Dass es davor schon 
etliche marx- und leninthematische 
Memes gab, ist klar. Wie das bei Me-
mes aber nun einmal ist, hat sich 2017 
durch die General Election in Groß-
britannien der Name und das Gesicht 
von Jeremy Corbyn gegenüber den 
Klassikern des Kommunismus (und 
Bernie Sanders) durchgesetzt und war 
somit überall präsent. Eines seiner 
Highlights ist der YouTube-Hit „Join 
Labour“, das Bild und Ton von „Join 
the Navy“ hernimmt, in dem aber auf 
die Köpfe der Village People neben 
Corbyn und den oben genannten Marx 
und Lenin auch Stalin und Mao gepho-
toshoppt wurden. 

Žižek und Fruchtsaft. Der 
YouTube-Kanal, auf dem dieses Video 
geteilt wird, heißt /leftypol/, was für 
Kenner*innen unschwer in der 4chan-
Ecke des Internets verortet werden 
kann. Über 4chan sollen hier nicht 
viele Worte fallen, nur so viel: Richard 
Spencer mag 4chan. Umso irritieren-
der, dass /leftypol/ – steht für leftist 
politically incorrect – dort operiert 
und guten Content produziert. Eine 
Sache muss man sich bewusst ma-
chen: Die Memes werden von Linken 
und Rechten gleichermaßen erstellt, 
doch man erkennt den Unterschied 

Angefangen bei Nyan Cat über Doge, 
„Charlie bit my finger“ oder Gangnam 
Style, das schwarzblaue oder gold-
weiße Kleid bis hin zum US-Neonazi 
Richard Spencer, der eins auf die 
Fresse kriegt, untermalt von „Wre-
cking Ball“–Memes. Sie sind allen 
bekannt, die das Internet für mehr als 
E-Mails nutzen. Spätestens wenn man 
zum ersten Mal „gerickrollt“ wurde, 
versteht man die Faszination und 
Anziehungskraft solcher Videos oder 
Bilder – es sind elaborierte Insidergags 
des kollektiven Internetgedächtnisses. 
Mal mehr oder weniger tagespolitisch, 
mit mehr oder weniger Gespür für 
Humor, nach den ersten fünf Minuten 
meistens extrem nervig, aber immer 
präsent: Das sind Memes und sie wer-
den nicht verschwinden. 

Lenin Cat. Nicht immer ist nach-
vollziehbar, woher ein Meme kommt 
und wohin es geht, wer es gemacht hat 
oder was das überhaupt soll. Es wird 
so oft wiederholt, angepasst, gere-
mixt und aus dem Kontext gerissen, 
dass die Spezialist*innen von „Know 
Your Meme“ – eine Seite, die es sich 
zur Aufgabe gemacht hat, Memes 
zu katalogisieren, zu erklären und 
zu sammeln – es auch nicht immer 
schaffen, den Hintergrund oder die 
Urheber*innen ausfindig zu machen. 
Wenn man auf besagter Website nach 
„communism“ sucht, bekommt man 
nicht nur ein Ergebnis, sondern: Lenin 
Cat, Faux Cyrillic, Fully Automated 
Luxury Gay Space Communism und 

 Katzen, Weltraum,  
 Kommunismus 

 Das Internet ist nicht nur eine Fundgrube für Schminktutorials und Pornos,  
 sondern auch für Memes. Im Jahr 2017 ist Kommunismus ein immer beliebter  

 werdendes Thema. 

nur schwer, meist überhaupt nicht. 
Bei einer kleinen Umfrage unter 
Freund*innen fanden alle das La-
bourvideo lustig und niemand hätte 
vermutet, dass dahinter die Alt-Right 
steht. Das beweist hauptsächlich eines: 
Linke haben eben Humor. 

Linke und Rechte machen sich über 
den marxistischen Philosophen Slavoj 
Žižek lustig, und obwohl die Gründe 
unterschiedlich sein mögen, sitzen 
beide Seiten vor dem Bildschirm und 
lachen über Interviewschnipsel, in 
denen er zusammenhanglos und mit 
vielen Schimpfworten über Pornogra-
phie oder Fruchtsaft redet – oder wie 
er aus einem Gartenschlauch trinkt. 
Der Kern aller Gags bei den Kommu-
nismusmemes ist aber deutlich politi-
scher. Es geht um die großen Probleme 
der Welt, Kapitalismus, Armut, wor-
king poor und Klimawandel. Und die 
Lösung all dieser Probleme ist extrem 
einfach und naheliegend, nur niemand 
will es wahrhaben: KOMMUNISMUS! 
Rechte können darüber lachen, weil 
sie es absurd falsch finden. Linke 
lachen darüber, weil sie es für absurd 
richtig halten. 

Weltraumkommunismus. Am 
deutlichsten wird dieser verworrene 
Konnex zwischen politischem Inter-
esse, Humor und Absurdität bei der 
Phrase „Fully Automated Luxury Gay 
Space Communism“. Nicht nur wollen 
wir™ nicht mehr arbeiten müssen 
(= fully automated) im gemeinschaft-

lichen Wohlstand (= luxury), sondern 
soll das Ganze auch mit Auflösung 
der Geschlechter (= gay) im Welt-
raum (= space) passieren. Dies ist 
eine schöne Weiterentwicklung des 
Antifaspruchs „Wir wollen nicht nur 
ein Stück vom Kuchen, wir wollen 
die ganze Bäckerei!“. Denn wenn wir 
ehrlich sind, ist die Forderung nach 
Kommunismus schon schwer genug zu 
erfüllen, ohne ihn gleich in den Welt-
raum zu verlagern.

Wahrscheinlich ist das der Grund für 
das Erstellen dieser Memes. Die politi-
sche Lage sieht für Kommunist*innen 
nicht rosig aus. Das Internet begleitet 
uns durch den (Arbeits)Tag und wenn 
man schon am PC hocken muss und 
lohnarbeitet, kann ein Bild mit einem 
süßen Hund, der auf seinem Halstuch 
Hammer und Sichel trägt, den Tag 
schöner machen. Ob Hundebilder da-
bei helfen werden, den Kommunismus 
herbeizubeschwören? Wohl kaum. Ist 
das Ganze nur ein Abwehrmechanis-
mus der Psyche, um darüber hinweg-
zukommen, dass wir™ alle wohl nie in 
den Genuss kommen werden, im Kom-
munismus leben zu dürfen? Vielleicht.

Katja Krüger-Schöller studiert Gender 
Studies an der Universität Wien.




